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Einführung 

Die Gründe, Verantwortung für die Ausbildung junger Menschen zu 
übernehmen, sind zahlreich. Vor dem Hintergrund der demografi-
schen Entwicklung in Deutschland spielen die mittelfristige Personal-
planung und die Nachwuchssicherung darunter eine immer bedeuten-
dere Rolle. 

Stellt ein ausbildungswilliger Betrieb fest, dass er die durch Ausbil-
dungsordnung festgelegten Vorgaben alleine nicht erfüllen kann, be-
nötigt er externe Hilfe. Diese kann er in überbetrieblichen Ausbil-
dungsstätten finden. Aber auch ein Ausbildungsverbund mit anderen 
Betrieben, die in der Lage sind, den Auszubildenden die noch fehlen-
den Ausbildungsinhalte zu vermitteln, bietet einen Weg, die geplante 
Ausbildung zu ermöglichen. 

Ein Ausbildungsverbund mit anderen Betrieben ist nicht nur als Aus-
weg zu sehen, wenn eine Ausbildung in einem Betrieb allein nicht 
möglich ist. Vielmehr schafft er die Voraussetzungen für zusätzliche 
Erfahrungen und Qualifikationen, die der Auszubildende im Partner-
betrieb erhalten und sodann gewinnbringend im Ausbildungsbetrieb 
verwerten kann. Dies gilt für Stationen in inländischen Betrieben, 
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noch viel mehr aber für das Ableisten von Ausbildungsstationen in 
ausländisch~nPartnerbetrieben. 

Gerade letzteres ist vor dem Hintergrund d~r Erschließung neuer 
Märkte ini Ausland auch· für kleinere Betriebe,. besonders in Grenz-
nähe, immer bedeutsamer. Die Auszllbildenden können:in den auslän-
dischen Partnerbetrieben nicht nur wertvolle Fremdsprachenkennt-
nisse erlernen. Sie machen auch Erfahrungen mit anderen Einstellun-
gen, Arbeitsweisen und Organisationsformen und stellen damit 
zwangsläufig die Betriebsabläufe im heimatlichen Ausbildungsbetrieb 
auf den Prüfstand. 

Leider sind hinsichtlich der Anerkennung von im Ausland absolvier-
ten Ausbildungsstationen noch viele Fragen offen. Dazu gehört vor 
allem der Umgang mit der für die meisten Auszubildenden bestehen-
den Berufsschulpflicht, die längeren Auslandsaufenthalten im Wege 
steht. 

Ist ein Verbundpartner für die Ausbildung gefunden, müssen über die 
Ausgestaltung der Zusammenarbeit Regelungen getroffen werden. Die 
nachfolgenden Ausführungen sollen bei der Suche nach den im Ein-
zelfall sinnvollen und erforderlichen Regelungen behilflich sein. Sie 
erheben keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Auf die Besonderheiten 
ausländischer Rechtsordnungen und deren mögliche Auswirkungen 
auf einen Ausbildungsverbund mit ausländischen Partnern kann hier 
leider nicht eingegangen werden. 

Die berufsbildungsrechtliche Seite wird auf der Grundlage des Be-
rufsbildungsgesetzes behandelt. Für den Bereich des Handwerks gel-
ten nach §§ 21 ff. Handwerksordnung (HWO) inhaltlich dieselben 
Anforderungen mit der Besonderheit, dass die fachliche Eignung der 
Ausbilder in der Regel die bestandene Meisterprüfung voraussetzt (§ 
21 Abs. 3, § 22 HwO). Die jeweils entsprechenden Vorschriften der 
Handwerksordnung sind aus redaktionellen Gründen nicht immer 
gesondert aufgeführt. 
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Allgemeine Voraussetzungen 
der Verbundausbildung 

Das Berufsbildungsgesetz enthält keine eigenen Regelungen zum 
Ausbildungsverbund. Insofern gibt es auch keine gesetzliche Defini-
tion dieses Begriffes. 

Auch wenn das Gesetz den Ausbildungsverbund nicht regelt, so wird 
er doch auch nicht ausgeschlossen. Vielmehr spricht nichts dagegen, 
dass sich mehrere Betriebe zusammenschließen, um gemeinsam aus-
zubilden. Dabei muss der Verbund nicht zwingend aus der Not gebo-
ren sein. Allerdings ergibt sich aus der fehlenden Eignung des Be-
triebs zur alleinigen Ausbildung ein Ansatzpunkt aus § 22 Abs. 2 
BBiG. Danach gilt eine Ausbildungsstätte, in der die erforderlichen 
Fähigkeiten und Kenntnisse nicht in vollem Umfang vermittelt werden 
können, als geeignet, wenn dieser Mangel durch Ausbildungsmaß-
nahmen außerhalb der Ausbildungsstätte behoben wird. 

Damit diese Gemeinschaftsausbildung durch die zuständige Stelle in 
das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse nach § 32 BBiG 
eingetragen werden kann, muss der Berufsausbildungsvertrag dem 
BBiG und der Ausbildungsordnung entsprechen (§ 32 Absatz 1 Nr. 1 
BBiG). Darüber hinaus müssen die persönliche und fachliche Eignung 

7 



. Allgemeine Voraussetzungen ................................................................... . 

sowie die Eignung der Ausbildungsstätte für das Einstellen und Aus-
bilden vorliegen (§ 32 Absatz 1 Nr. 2 BBiG). Schließlich muss für 
Auszubildende unter 18 Jahren die ärztliche Bescheinigung über die 
Erstuntersuchung nach§ 32 Absatz 1 des JArbSchG zur Einsicht vor-
gelegt werden(§ 32 Absatz 1 Nr. 3 BBiG). Erst wenn diese Voraus-
setzungen vorliegen, kann die Eintragung des Berufsausbildungsver-
trages erfolgen. Die Eintragung ist Zulassungsvoraussetzung zur Ab-
schlussprüfung(§ 39 Absatz 1 Nr. 3 BBiG). 

Ausbildungsvertrag 
Eine bestimmte Form des Ausbildungsvertrages ist für einen wirksa-
men Vertragsschluss nicht vorgeschrieben. Eine mündlich abgege-
bene, übereinstimmende Willenserklärung reicht zum Vertragsab-
schluss aus. Unverzüglich danach, spätestens vor Beginn der Be-
rufsausbildung, hat der Ausbildende jedoch den wesentlichen Inhalt 
des Vertrages schriftlich niederzulegen (§ 4 Abs. 1 BBiG). Das 
Schriftformerfordernis hat also nur klarstellende ( deklaratorische) 
Bedeutung, d.h. der Berufsausbildungsvertrag ist nicht gern. § 125 
BGB wegen Nichteinhaltung der Schriftform nichtig. 1 Aus Gründen 
der Beweissicherung ist eine Vertragsniederschrift allerdings immer 
sinnvoll. 

Je nach rechtlicher Organisation des Verbundes kann bei mehreren 
Ausbildenden einer der Verbundbeteiligten von den anderen bevoll-
mächtigt werden, im Namen aller Ausbildenden den Berufsausbil-
dungsvertrag abzuschließen. Dies kommt insbesondere in Betracht, 
wenn mehrere Betriebe gemeinsam als Ausbildender fungieren und im 
Innenverhältnis ein Betrieb die Geschäftsführung und Organisation 
übernommen hat. Bei der Auftragsausbildung bedarf es keiner Be-
vollmächtigung. Den Berufsausbildungsvertrag schließt ausschließlich 
der Leitbetrieb. Die anderen Betriebe übernehmen in seinem „Auf-
trag" Teile der Berufsausbildung. 

1 Küppers/Leuthold/Pütz, Handbuch Berufliche Aus- und Weiterbildung, S. 
197. 
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Nach§ 4 Absatz 1 Satz 2 BBiG sind in die Vertragsniederschrift min-
destens folgende Punkte aufzunehmen: 

Art und Ziel der Berufsausbildung, insbesondere die Berufstätig-
keit, für die ausgebildet werden soll(§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BBiG) 

. 
Art und Zie"l der Berufsausbildung ergeben sich aus der vorgeschrie-
benen Bezeichnung des Ausbildungsberufes (z.B. Mechatroniker, 
Bäcker, Informatikkaufmann) und aus den im Ausbildungsberufsbild 
aufgeführten Fertigkeiten und Kenntnissen (§ 25 BBiG). Insoweit 
gelten für die Verbundausbildung keine Besonderheiten. 

Gliederung der Berufsausbildung in sachlicher und zeitlicher 
Hinsicht(§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BBiG) 

Die Gliederung der Berufsausbildung in sachlicher und zeitlicher Hin-
sicht hat sich am Ausbildungsrahmenplan (§ 25 Abs. 2 Nr. 4 BBiG) zu 
orientieren und wird in der Regel als betrieblicher Ausbildungsplan in 
einer Anlage niedergelegt. Ein bloßer Verweis auf den Ausbildungs-
rahmenplan genügt nicht. Andererseits sind auch keine detaillierten 
Angaben erforderlich. Es genügt, wenn die einzelnen Verbundbe-
triebe, Funktionsbereiche, Werkstätten oder sonstigen Ausbildungs-
stätten und die dort zu vermittelnden Fertigkeiten und Kenntnisse kurz 
bezeichnet werden und wenn dies in einer zeitlichen Reihenfolge so-
wie unter Angabe der jeweils vorgesehenen Zeitdauer geschieht ( dabei 
können mehrere Monate zu Ausbildungsblöcken zusammengefasst 
werden). 

Abweichungen vom Zeitplan sind später möglich, wenn hierfür sach-
liche Gründe sprechen (z.B. Unterschiede in der Lernfähigkeit und 
Lernmotivation; Verkürzung oder Verlängerung der Ausbildungszeit 
gern. § 29 Absatz 2 und 3 BBiG; vorzeitige Zulassung zur Abschluss-
prüfung gern. § 40 Abs. 1 BBiG). Sie finden jedoch dort ihre Grenzen, 
wo eine zweckentsprechende, sinnvoll geordnete und planmäßig 
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durchgeführte Ausbildung nicht mehr gewährleistet ist und eine Be-
einträchtigung des Ausbildungsziels befürchtet werden muss.2 Dies 
dürfte etwa in einem Verbund der Fall sein, bei dem die Ausbildung in 
den verschiedenen Betrieben nicht in zeitlich zusammenhängenden 
Phasen, sondern tageweise nach Bedarf oder nach Wochentagen vari-
ierend geregelt wird. 

Im Ausbildungsverbund kann u.U. das Problem auftauchen, dass aus 
Kapazitätsgründen im Vorhinein nicht mit Sicherheit festgelegt wer-
den kann, an welcher von mehreren Ausbildungsstätten ein bestimm-
ter Ausbildungsinhalt vermittelt werden kann. Dadurch stellt sich die 
Frage, ob ohne detaillierte Festlegung der jeweiligen Ausbildungs-
stätte für jeden Ausbildungsinhalt ein Berufsausbildungsvertrag zuläs-
sig ist und eingetragen werden kann. 

Die Zielsetzung der §§ 4 und 32 BBiG besteht darin, den Abschluss 
von Berufsausbildungsverträgen nur dann zuzulassen, wenn ausrei-
chend geeignete Ausbildungskapazitäten zur Verfügung stehen. Die 
Zielsetzung des Gesetzes, durch vertragliche Festlegung der Ausbil-
dungsstätten und die Eignungsprüfung bei der Eintragung der Be-
rufsausbildungsverträge eine ordnungsgemäße Berufsausbildung si-
cherzustellen, schließt bei auftretenden Schwierigkeiten nicht aus, 
dass an die Stelle der ursprünglich vorgesehenen Ausbildungsstätte für 
einen Teilbereich eine andere im V ertrag genannte Ausbildungsstätte 
tritt, die bei der Eintragung bereits auf ihre Eignung geprüft worden 
ist. Daraus ergibt sich insbesondere für größere Ausbildungsverbünde, 
dass für bestimmte Ausbildungsinhalte auch alternativ mehrere Aus-
bildungsstätten genannt werden können; es müssen nur sämtliche 
genannte Ausbildungsstätten für die Durchführung des jeweiligen 
Ausbildungsinhaltes geeignet sein und die Gesamtkapazität der Aus-
bildungsstätten muss ausreichend sein, um für alle Auszubildenden 
die Vermittlung der entsprechenden Inhalte sicherzustellen. 

2 Herkert, Berufsbildungsgesetz,§ 4 Rdnr. 10. 
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Beginn der Berufsausbildung(§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BBiG) 

Der Beginn der Berufsausbildung ist auf einen bestimmten Kalender-
tag festzulegen. Er sollte möglichst so festgelegt werden, dass unmit-
telbar im Anschluss daran mit dem Berufsschulbesuch begonnen wer-
den kann. 

. 
Dauer der"Berufsausbildung - tatsächliche Ausbildungszeit (§ 4 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BBiG) 

Die Dauer der Berufsausbildung (tatsächliche Ausbildungszeit) ist 
entweder durch Angaben des Zeitraumes der Berufsausbildung oder 
des Endzeitpunktes ( oder durch beides) zu bestimmen. Im Normalfall 
stimmt sie überein mit der in der Ausbildungsordnung angegebenen 
Ausbildungsdauer. Abweichungen hiervon entstehen durch Abkür-
zungen bzw. Verlängerungen gern. § 29 BBiG. Das Berufsausbil-
dungsverhältnis endet grundsätzlich mit Ablauf der vereinbarten Aus-
bildungszeit (§ 14 Abs. 1 BBiG). Besteht der Auszubildende vor Ab-
lauf der Ausbildungszeit die Abschlussprüfung, endet das Berufsaus-
bildungsverhältnis mit Bestehen der Ausbildungsprüfung (§ 14 Abs. 2 
BBiG). Besteht der Auszubildende die Abschlussprüfung nicht, ver-
längert sich das Berufsausbildungsverhältnis auf sein Verlangen bis 
zum nächstmöglichen Wiederholungstermin, höchstens um ein Jahr 
(§14 Abs. 3 BBiG). 

Wird der Prüfungstermin auf einen Zeitpunkt nach Beendigung der 
ursprünglich vereinbarten Ausbildungszeit festgelegt, kann der Aus-
zubildende verlangen, dass die Ausbildungszeit bis zum Abschluss der 
Prüfung verlängert wird.3 In diesem Falle besteht auch die Bindung 
der Vertragspartner im Verbund fort. Verlangt der Auszubildende 
allerdings nach Abschluss der Ausbildungszeit und vor Ablegung der 
Prüfung nicht die Fortsetzung der Ausbildung und wird er von einem 
der Verbundbetriebe bis zur Prüfung weiterbeschäftigt, ist für die Zeit 
nach Ablauf der Ausbildungszeit bis zum Bestehen der Abschlussprü-

3 ArbG Leipzig EzA Nr. 16 zu§ 14 BBiG. 
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fung grundsätzlich ein Anspruch auf eine Bezahlung nur gegen den 
beschäftigenden Betrieb gegeben, die sich in ihrer Höhe an den tat-
sächlich ausgeführten Arbeiten als Arbeitnehmer zu orientieren hat. 
Im übrigen sind hier etwaige tarifliche Vorschriften zu beachten. 

Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte (§ 4 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 BBiG) 

Ausbildungsstätte ist immer der Betrieb oder Betriebsteil, in dem die 
Berufsausbildung tatsächlich stattfindet (z.B. in der Hauptverwaltung 
eines Unternehmens oder in einem seiner Zweigbetriebe). Bilden 
mehrere Betriebe einen Verbund, sind in der vertraglichen Nieder-
schrift sämtliche Betriebe unter zeitlicher Zuordnung zum jeweiligen 
Kenntnis- und Fertigkeitsbereich der Ausbildung zu benennen. 

Darüber hinaus können auch bei einem Ausbildungsverbund nach § 
22 Abs. 2 BBiG weitere Maßnahmen zur Vermittlung der erforderli-
chen Kenntnisse und Fertigkeiten außerhalb der am Verbund beteilig-
ten Ausbildungsstätten stattfinden (etwa in überbetrieblichen Lehr-
werkstätten, Lehrbaustellen, Kursen von Kammern). Nach§ 27 BBiG 
kann die Ausbildungsordnung festlegen, dass die Berufsausbildung in 
geeigneten Einrichtungen außerhalb der Ausbildungsstätte durchge-
führt wird. 

Dauer der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit (§ 4 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 4BBiG) 

Ausbildungszeit/Arbeitszeit ist die Zeit vom Beginn bis zum Ende der 
täglichen Beschäftigung ohne Ruhepausen. Arbeitszeit ist also nicht 
nur die Zeit, in der gearbeitet wird, sondern auch die Zeit des Wartens 
auf Arbeit am Arbeitsplatz.4 Zur Arbeitszeit des Auszubildenden 
gehören auch Wegzeiten, die für Gänge zwischen den Ausbildungs-
betrieben benötigt werden. 

4 Schaub, Arbeitsrechtshandbuch, § 161 Rdnr. 9. 
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Jugendliche dürfen nicht mehr als acht Stunden täglich und nicht mehr 
als 40 Stunden wöchentlich beschäftigt werden (§ 8 Abs. 1 
JArbSchG). Wird an einzelnen Werktagen die Arbeitszeit auf weniger 
als 8 Stunden gekürzt (z.B. freitags), können Jugendliche an den ande-
ren Werktagen bis zu 8 ½ Stunden beschäftigt werden (§ 8 Abs. 2 a 
JArbSchG). Diese Obergrenze gilt auch für Betriebe mit gleitender 
Arbeitszeit. Für die volljährigen Auszubildenden darf die werktägliche 
Arbeitszeit .ebenfalls grundsätzlich 8 Stunden nicht überschreiten (§ 3 
ArbZG). Al'lerdings sind bei dieser Personengruppe auch Abweichun-
gen durch Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung möglich. Insgesamt 
darf die tägliche Arbeitszeit jedoch 10 Stunden nicht überschreiten (§ 
7 ArbZG). 

Dauer der Probezeit (§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 BBiG) 

Die Dauer der Probezeit beträgt mindestens einen Monat und höchs-
tens drei Monate(§ 13 BBiG). Ihre Dauer ist genau festzusetzen durch 
Angaben des Zeitraumes oder des Endzeitpunktes oder durch beides. 
Dies ist wichtig wegen der Möglichkeit der fristlosen Kündigung in 
dieser Zeit (§ 15 Abs. 1 BBiG). 

Zahlung und Höhe der Vergütung ( § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 BBiG) 

Dem Auszubildenden ist eine angemessene Vergütung zu zahlen (§10 
Abs. 1 S. 1 BBiG), die der Höhe nach bestimmt sein muss. Als ange-
messen gelten z.B. die einschlägigen tariflichen Vergütungsgrund-
sätze. Die Vergütung ist nicht mehr angemessen, wenn sie zu Un-
gunsten des Auszubildenden mehr als 20 Prozent von branchenüblich-
erweise vereinbarten Vergütungssätzen abweicht. 5 

Besteht der Auszubildende vor Ablauf der Ausbildungszeit die Ab-
schlussprüfung und wird er vom Ausbildenden bzw. von einem der 
Ausbildenden im Verbund weiterbeschäftigt, hat er Anspruch auf die 

5 BAG BB 1991, 1419. 
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Bezüge einer entsprechenden Fachkraft gegen den weiterbeschäfti-
genden Betrieb. Da sich der Wille der Verbundpartner beim Abschluss 
eines Ausbildungsverbundes in der Regel nur auf die Durchführung 
der Berufsausbildung beziehen dürfte, erwachsen aus dieser Weiterbe-
schäftigung dem Ausgebildeten gegen die anderen Verbundpartner 
keine Ansprüche. 

Dauer des Urlaubs ( § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 BBiG) 

Der Urlaub ist gern. § 1 BUrlG für jedes Kalenderjahr (nicht Ausbil-
dungsjahr) festzulegen. In der Vertragsniederschrift ist also je Kalen-
derjahr in einer Spalte die Zahl der Werk- oder Arbeitstage einzutra-
gen. Nur allgemeine Hinweise auf tarifliche Urlaubsregelungen rei-
chen nicht aus. 

Die Dauer des Urlaubs richtet sich nach dem Alter des Auszubilden-
den zu Beginn eines jeden Kalenderjahres. Nach § 19 Abs. 2 
JArbSchG ergeben sich folgende Ansprüche: 
sofern zu Beginn des Kalenderjahres 
noch nicht 16 Jahre alt = 30 Werktage mindestens 
noch nicht 17 Jahre alt= 27 Werktage mindestens 
noch nicht 18 Jahre alt = 25 Werktage mindestens 

Volljährigen Auszubildenden steht der gesetzliche Mindesturlaub von 
24 Werktagen/ Jahr zu(§ 3 Abs. 1 BUrlG ). Als Werktage gelten alle 
Tage, die nicht Sonn- oder gesetzliche Feiertage sind ( § 3 Abs. 2 
BUrlG). Der Anspruch auf den vollen Jahresurlaub entsteht nach 
sechsmonatiger Dauer des Berufsausbildungsverhältnisses (§ 4 
BUrlG). 

Da Berufsschülern der Urlaub in der Zeit der Berufsschulferien gege-
ben werden soll (§ 19 Abs. 3 JArbSchG), sind die Urlaubszeiten der 
Auszubildenden für die Verbundpartner in der Regel gut kalkulierbar. 
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Kündigungsvoraussetzungen(§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 BBiG) 

§ 15 gibt eine erschöpfende Regelung, die in die Vertragsniederschrift 
aufzunehmen ist. Nach der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis 
nur gekündigt werden: 
1. von beiden Seiten aus wichtigem Grund ohne Kündigungs-

frist, 
2. vom Auszubildenden mit einer Frist von vier Wochen, wenn 

er eire Berufsausbildung aufgeben oder sich für eine andere 
Berufstätigkeit ausbilden lassen will. 

Hiervon zuungunsten des Auszubildenden abweichende Vereinbarun-
gen sind nichtig(§ 18 BBiG). 

Die Nichtigkeit von bestimmten Vereinbarungen ergibt sich im übri-
gen aus § 5 BBiG. Danach sind grundsätzlich alle Vereinbarungen 
nichtig, die den Auszubildenden für die Zeit nach der Ausbildung in 
der Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit einschränken. Nichtig ist 
etwa eine Bleibeverpflichtung oder „Weiterarbeitsklausel", die den 
Auszubildenden nach Beendigung des Berufsausbildungsverhältnisses 
an den Ausbildungsbetrieb binden soll. Dies gilt allerdings nicht, 
wenn sich der Auszubildende innerhalb der letzten sechs Monate des 
Ausbildungsverhältnisses verpflichtet, nach dessen Beendigung mit 
dem Ausbildenden bzw. einem der ausbildenden Verbundbetriebe ein 
Arbeitsverhältnis einzugehen ( § 5 Abs. 1 Satz 2 BBiG). 

Ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die Tarifver-
träge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen, die auf das Be-
rufsausbildungsverhältnis anzuwenden sind(§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
9 BBiG) 

Dem Erfordernis des § 4 Abs. 1 Nr. 9 BBiG ist Genüge getan, wenn 
der jetzige Tarifvertrag, die Betriebs- oder Dienstvereinbarung in der 
Vertragsniederschrift in Kurzbezeichnung mit Datum auf geführt sind. 6 

Eine Fortschreibung dieser Einzelangaben ist nicht erforderlich. Es 

6 Gedon/Spiertz, Berufsbildungsgesetz,§ 4 Rdnr. 30 a. 
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bedarf auch keiner Eintragung als Änderung des wesentlichen Ver-
tragsinhalts nach § 32 BBiG im Falle einer späteren Neufassung des 
geltenden Tarifvertrages bzw. der Betriebs- oder Dienstvereinbarung. 

Wird die Geltung eines Tarifvertrages vereinbart oder sind Ausbilden-
der und Auszubildender tarifgebunden, so ist die Vergütung bei et-
waiger Tariferhöhung heraufzusetzen. Gleiches gilt, wenn unter meh-
reren Ausbildenden einer und der Auszubildende tarifgebunden sind 
(§ 4 TVG). 

Ausbildender im Verbund 
Ausbildender ist derjenige, der die Auszubildenden einstellt (§ 3 Ab-
satz 1 BBiG). Haben sich zwei oder mehr Partner gefunden, die ge-
meinsam ausbilden wollen, stellt sich die Frage, wer den Auszubil-
denden einstellt, wer also Ausbildender sein soll. 

Ausbildender kann grundsätzlich jede natürliche oder juristische 
Person des privaten oder des öffentlichen Rechts sein. Ausbildende 
können sowohl Einzelfirmen, juristische Personen des privaten oder 
des öffentlichen Rechts, auch Vereine, sowie eine Mehrzahl von na-
türlichen oder juristischen Personen gemeinsam sein.7 

Demnach kommen für einen Verbund grundsätzlich alle beteiligten 
Betriebe gemeinsam oder eine aus den beteiligten Betrieben gebildete 
eigene juristische Person (etwa eine Ausbildungs-GmbH) als Ausbil-
dender in Betracht. 

Nach § 20 Abs. 1 Satz 2 BBiG darf allerdings nur Auszubildende 
einstellen, wer persönlich geeignet ist. Wer persönlich geeignet ist, 
wird im BBiG nicht definiert. In § 20 Abs. 2 BBiG wird nur beispiel-
haft auf gezählt, wer nicht persönlich geeignet ist. Daraus ergibt sich 
im Umkehrschluss: Persönliche Eignung ist die persönliche Integrität, 
die allgemein und selbstverständlich bei allen gefordert werden muss, 

7 Herkert, BBiG, § 3, Rdnr. 7. 
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die Personen, vor allem Jugendliche, zur Berufsausbildung einstellen 
und ausbilden. 

Für juristische Personen, etwa eine Ausbildungs-GmbH oder einen 
Ausbildungsverein bedeutet dies: Es muss derjenige persönlich geeig-
net sein, der für sie als Organ handelt. 

Anders als .beim Ausbilder selbst wird die fachliche Eignung beim 
Ausbildend~n nicht vorausgesetzt. Allerdings muss der Ausbildende 
im Falle fehlender eigener fachlicher Eignung gemäß § 20 Absatz 4 
BBiG einen Ausbilder bestellen, der selbst persönlich und fachlich 
für die Berufsausbildung geeignet ist. 

Der Ausbildende stellt den Auszubildenden ein, trifft damit grund-
sätzlich auch die Personalauswahl, entscheidet über das Bestehen der 
Probezeit und über Fragen der Kündigung des Auszubildenden. Die 
Ansprüche des Auszubildenden (Ausbildungsvergütung, Urlaub usw.) 
richten sich gegen ihn. 

Ausbilder im Verbund 
Nach§ 6 Abs. 1 Nr. 2 und§ 20 Abs. 4 BBiG muss der Ausbildende 
entweder selbst ausbilden oder einen geeigneten Ausbilder bestellen. 
Nach § 20 Abs. 1 Satz 2 BBiG darf nur ausbilden, wer persönlich und 
fachlich geeignet ist. Zur persönlichen Eignung muss also noch eine 
fachliche Eignung hinzukommen. Fachlich geeignet ist, wer die erfor-
derlichen beruflichen Fertigkeiten und Kenntnisse sowie die erforder-
lichen berufs- und arbeitspädagogischen Kenntnisse besitzt. Dies er-
gibt sich im Umkehrschluss aus § 20 Abs. 3 BBiG. 

Mit der Ausbilder-Eignungsverordnung für die gewerbliche Wirt-
schaft, das Bergwesen, die Landwirtschaft, die Hauswirtschaft und 
den öffentlichen Dienst (AEVO) 8 wird für die Berufsausbildung der 

8 AEVO v. 16.02.1999, BGB. I S. 157, bzw. S. 700. 
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förmliche Nachweis der erforderlichen berufs- und arbeitspädagogi-
schen Kenntnisse verlangt. 

Diese Verordnung (gern. § 21 Abs. 1 BBiG) sieht im wesentlichen 
vor, dass für die Erfüllung der Ausbildungsfunktion didaktisches und 
methodisches Wissen und Können zur Vermittlung der beruflichen 
Fertigkeiten und Kenntnisse (,,berufspädagogische Kenntnisse") sowie 
für die Unterweisung am Ausbildungs- und Arbeitsplatz (,,arbeitspä-
dagogische Kenntnisse") erforderlich sind, außerdem gewisse Kennt-
nisse der Jugendpsychologie, des Berufsbildungsrechts und des Ar-
beits- und Sozialrechts sowie des Unfallschutzrechts. Der Nachweis 
dieser Kenntnisse ist in einer Prüfung (schriftlich und praktisch) zu 
erbringen (§ 3 Abs. 2 AEVO). Wer durch eine Meisterprüfung oder 
eine andere Prüfung der beruflichen Fortbildung nach der Handwerks-
ordnung, dem Berufsbildungsgesetz oder nach beamtenrechtlichen 
Vorschriften, eine dieser Verordnung entsprechende berufs- und ar-
beitspädagogische Qualifikation nachgewiesen hat, gilt für die Be-
rufsausbildung als im Sinne der AEVO geeignet (§ 6 Abs. 1 AEVO). 

Wer in der Berufsausbildung nur zur Mithilfe oder nur gelegentlich 
mitwirkt (Ausbildungshilfskraft), ohne für die Ausbildung Verant-
wortung zu tragen, braucht grundsätzlich die Anforderungen nach § 
20 Abs. 1 S. 2 BBiG nicht zu erfüllen. Unter Berücksichtigung der 
Sorgepflicht gern. § 6 BBiG wird man in der Ausbildungspraxis je-
doch darauf zu achten haben, dass solche Hilfskräfte tatsächlich die 
für ihre Aufgaben erforderlichen fachlichen Fertigkeiten und Kennt-
nisse besitzen bzw. keine Gefahr für den Auszubildenden in sittlicher 
oder körperlicher Hinsicht bedeuten. 

Die Bestellung der Ausbilder muss ausdrücklich erfolgen, Schriftform 
ist nicht vorgeschrieben, eine mündliche Bestellung ist ausreichend. 9 

Die Bestellung des Ausbilders muss auch nach außen hin erkennbar 
werden. Denn mit der Bestellung werden dem Ausbilder W eisungsbe-

9 Wohlgemuth, Berufsbildungsgesetz,§ 6, Rdnr. 11.Herkert a.a.O. § 6 
BBiG Rdnr. 6, Natzel, Berufsbildungsrecht, 3. Auflage, Stuttgart 1982, 
Seite 54; Barfuss, BB 1976, Seite 935 Fußnote 4 
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fugnisse gegenüber den Auszubildenden übertragen. 10 Außerdem ist 
die Bestellung des Ausbilders gemäß § 33 Abs. 2 Nr. 2 BBiG der 
Kammer anzuzeigen, damit diese die fachliche und persönliche Eig-
nung der Ausbilder bei der Eintragung der Berufsausbildungsverhält-
nisse gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 2 BBiG prüfen kann. 

Die Bestellung bestimmter Ausbilder in den am Verbund beteiligten 
Betrieben k,irm bereits in den Vereinbarungen zwischen den Betrieben 
festgelegt werden. Sie kann aber auch gesondert vorgenommen wer-
den. Im Grundsatz muss in jedem Partnerbetrieb und in jeder Ausbil-
dungsstätte während der Zeit der betrieblichen Ausbildung (zeitlich 
überwiegend) ein geeigneter Ausbilder zur Verfügung stehen. 

Der Ausbilder muss zwar nicht ständig in der Ausbildungsstätte anwe-
send sein, zumindest jedoch zeitlich zum überwiegenden Anteil 11 . 

Wenn der verantwortliche Ausbilder nicht ständig im Betrieb anwe-
send ist, ist maßgebend, ob er "durch besonders sorgfältige Unterwei-
sung, Anleitung, Arbeitseinteilung und Kontrolle den Ausbildungser-
folg dennoch sicherstellen kann" 12. Im Falle der Abwesenheit des 
verantwortlichen Ausbilders ist dann eine fachkundige Beaufsichti-
gung der Auszubildenden erforderlich 13. 

Nicht ausreichend ist, wenn ein geeigneter Ausbilder einen Tag in der 
Woche im Betrieb tätig14 oder nur sporadisch und kurzfristig im 
ausbildenden Betrieb ist. 15 Die Abwesenheit an drei von vier Tagen 
jeweils vormittags kann bei entsprechenden organisatorischen Maß-
nahmen (Betreuung durch andere Fachkräfte) noch als zulässig ange-
sehen werden 16. 

10 Herkert, a.a.O. § 6 BBiG Rdnr. 6 
11 Wohlgemuth, Berufsbildungsgesetz, § 6 BBiG Rdnr. 12. 
12 OVG Rheinland-Pfalz Urt. V. 01.10.1975, EzB § 24 HwO Nr. 4; s. a. 

Herkert a.a.O. § 6 BBiG Rdnr.5 
13 OVG Rheinland-Pfalz a.a.O. 
14 VG Aachen Urt. V. 20.02.1974, EzB § 76 BBiG Nr. 2 
15 VG Düsseldorf Urt. V. 08.03. lf983, EzB § 32 BBiG Nr. 20 
16 OVG Rheinland-Pfalz a.a.O. 
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Die Bestellung der Ausbilder muss (soweit die Ausbildung in Ver-
bundbetrieben außerhalb des Stammbetriebes überwiegt) dem Ausbil-
denden zuzurechnen sein. Es muss daher auch nach außen deutlich 
werden, dass die Ausbilder in allen Verbundbetrieben bei der Ausbil-
dung für den Ausbildenden tätig werden. Ob die ausdrückliche Be-
auftragung der Ausbilder durch den Ausbildenden selbst ( oder sein 
Organ, z.B. Vorstand) oder für ihn durch einen Partnerbetrieb erfolgt, 
ist ohne Belang. Im Zweifel dürfte bereits in der Bestellung zum 
"Ausbilder im Verbund" eine ausreichende Klarstellung liegen, dass 
die Bestellung für den Ausbildenden erfolgt; dies folgt daraus, dass 
die Beauftragung eine Willenserklärung ist, für deren Interpretation 
nach §§ 133, 164 BGB der objektive Erklärungswert und die dem 
Adressaten erkennbaren Umstände zu berücksichtigen sind. 

Allerdings folgt aus der Verantwortlichkeit des Ausbildenden, dass er 
in der Lage sein muss, für eine ordnungsgemäße Auswahl der Ausbil-
der zu sorgen und die Durchführung der Ausbildung durch die Aus-
bilder zu beaufsichtigen17. Die Verantwortlichkeit des Ausbildenden 
bedeutet nicht, dass er selbst bei der Bestellung von Ausbildern eine 
Auswahlentscheidung treffen müsste. Es reicht aus, wenn der Ausbil-
dende durch die für ihn handelnden Partnerbetriebe rechtzeitig über 
die vorgesehenen Ausbilder und deren Eignung informiert wird, deren 
Bestellung widersprechen und die Bestellung geeigneter Ausbilder 
bewirken kann. 

Entsprechendes gilt für die Weisungsbefugnis des Ausbildenden zur 
Durchführung der Berufsausbildung. Für die Verbundausbildung ist 
ebenso wie bei der Ausbildung in Großbetrieben davon auszugehen, 
dass die übertragenen Ausbildungsabschnitte von den Ausbildern vor 
Ort eigenverantwortlich durchgeführt und der Ausbildende bzw. der 
Ausbildungsleiter regelmäßig, bei Bedarf sofort über den Stand der 
Ausbildung informiert werden. Die Weisungsbefugnis wird erst dann 
relevant, wenn Schwierigkeiten auftauchen, die den Ausbildungser-
folg in Frage stellen, oder wenn Ausbildungsabschnitte aufeinander 
abzustimmen sind. 

17 vgl. Herkert, a.a.O. § 6 BBiG Rdnr. 8 
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Die Befugnis des Ausbildenden, der Bestellung bestimmter Ausbilder 
zu widersprechen, und seine Weisungsbefugnis zur Durchführung der 
Berufsausbildung können regelmäßig in den Fällen der überwiegen-
den Ausbildung in Partnerbetrieben als stillschweigend zwischen 
Ausbildenden und Partnerbetrieben vereinbart angenommen werden, 
weil die Verantwortung des Ausbildenden und seine Haftung gegen-
über den Auszubildenden diese Befugnisse voraussetzen. Dies gilt 
nicht bei ergänzenden Maßnahmen nach § 22 Abs. 2 BBiG, die für 
eine Vielzahl von Auszubildenden durchgeführt werden (überbetrieb-
liche Ausbildungsstätte, gemeinsame Grundbildung) oder wenn die 
Verbundausbildung nicht gemeinsamer Vertragszweck ist, weil in 
diesen Fällen eine Unterstellung unter die Befugnisse des Ausbilden-
den nicht ohne weiteres dem Interesse der Maßnahmeträger entspricht. 

Ausbildungsstätte 
Nach § 22 Abs. 1 Nr. 1 BBiG dürfen Auszubildende nur eingestellt 
werden, wenn die Ausbildungsstätte nach Art und Einrichtung für die 
Berufsausbildung geeignet ist. Zur Ausbildungsstätte gehört danach 
auch der Arbeitsplatz des Auszubildenden im Partnerbetrieb. 

Nach der Art ist eine Ausbildungsstätte zur Berufsausbildung geeig-
net, wenn sie von ihrer Funktion her hierfür in Betracht kommt. Im 
Bereich der betrieblichen Ausbildung muss ein Sachbezug vom Wirt-
schafts- oder Berufszweig zum Ausbildungsberuf gegeben sein, in 
dem ausgebildet werden soll. Die jeweilige betriebliche, überbetriebli-
che oder außerbetriebliche Ausbildungsstätte muss in dem fraglichen 
Ausbildungsberuf grundsätzlich eine umfassende Berufsausbildung im 
Sinne der Ausbildungsordnung zulassen.18 Das heißt, die 
Ausbildungsstätte muss geeignet sein, die für das Berufsbild erforder-
lichen Fertigkeiten und Kenntnisse auf der Grundlage des Ausbil-
dungsrahmenplans zu vermitteln. 

18 Wohlgemuth, Berufsbildungsgesetz, § 22, Rdnr. 4. 
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Nach der Einrichtung ist eine Ausbildungsstätte zur Berufsausbildung 
in einem bestimmten Beruf geeignet, wenn aufgrund ihrer Räume und 
Ausstattung die Verwirklichung eines Ausbildungsberufsbildes mög-
lich ist. 19 Neben der fachlichen Komponente gehört hierzu auch die 
Einhaltung von Arbeitsschutzvorschriften, insbesondere der Arbeits-
stättenverordnung, der Bildschirmarbeitsverordnung und der Unfall-
verhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaften. 

Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang auch die Vorschrift des 
§ 28 Abs. 1 JArbSchG. Danach hat der Arbeitgeber bei der Einrich-
tung und Unterhaltung der Arbeitsstätte einschließlich der Maschinen, 
Werkzeuge und Geräte und bei der Regelung der Beschäftigung die 
Vorkehrungen und Maßnahmen zu treffen, die zum Schutze der Ju-
gendlichen gegen Gefahren für Leben und Gesundheit sowie zur 
Vermeidung einer Beeinträchtigung der körperlichen oder seelisch-
geistigen Entwicklung der Jugendlichen erforderlich sind. Hierbei sind 
das mangelnde Sicherheitsbewusstsein, die mangelnde Erfahrung und 
der Entwicklungsstand der Jugendlichen zu berücksichtigen. 

Nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 BBiG ist nur eine solche Ausbildungsstätte 
geeignet, in der die Zahl der Auszubildenden in einem angemessenen 
Verhältnis zur Zahl der Ausbildungsplätze oder zur Zahl der beschäf-
tigten Fachkräfte steht, es sei denn, dass anderenfalls die Berufsausbil-
dung nicht gefährdet wird. 

Unter Ausbildungsplatz ist grundsätzlich ein Ort innerhalb einer Aus-
bildungsstätte zu verstehen, an dem ein Auszubildender kraft Aus-
stattung und personeller Besetzung in einem bestimmten Ausbil-
dungsberuf ausgebildet werden kann. 20 

Unter Fachkräfte sind diejenigen im Betrieb beschäftigten Personen zu 
verstehen, die in dem Ausbildungsberuf, für den die Ausbildungseig-

19 Weber, BBiG, § 22 Anm. 1. 
20 Herkert, BBiG, § 22 Rdnr.9. 
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nung zu prüfen ist, ausgebildet sind oder eine diesem Ausbildungsbe-
ruf entsprechende qualifizierte Tätigkeit verrichten.21 

Ob die Zahl der Auszubildenden in einem angemessenen Verhältnis 
zur Zahl der Ausbildungsplätze oder zur Zahl der beschäftigten Fach-
kräfte steht, ist in jedem Einzelfall neu zu bewerten.22 Ausschlagge-
bend ist, dass die geordnete Ausbildung durch eine ausreichende Zahl 
von Ausbilc!ern sichergestellt ist.23 

.. 
Die Voraussetzungen des § 22 Abs. 1 Nr. 2 BBiG sind jedenfalls 
schon dann erfüllt, wenn entweder von einem angemessenen Verhält-
nis der Zahl der Auszubildenden zur Zahl der Ausbildungsplätze oder 
von einem angemessenen Verhältnis der Zahl der Auszubildenden zur 
Zahl der Fachkräfte ausgegangen werden kann. Die Zahl der Auszu-
bildenden soll demnach in der Regel niedriger sein als die Zahl der 
beschäftigten Fachkräfte, zumindest nicht höher.24 

Nach den Empfehlungen des Bundesausschusses für Berufsbildung 
vom 28./29.03.197225 gilt als angemessenes Verhältnis der Zahl der 
Auszubildenden zur Zahl der Fachkräfte im Sinne der §§ 22 Abs. 1 
Nr. 2 BBiG, 23 Abs. 1 Nr. 2 HWO in der Regel 

eine bis zwei Fachkräfte 
drei bis fünf Fachkräfte 
sechs bis acht Fachkräfte 
je weitere drei Fachkräfte 

= 
= 
= 
= 

ein Auszubildender 
zwei Auszubildende 
drei Auszubildende 
je ein weiterer 
Auszubildender. 

Nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 BBiG braucht das Verhältnis Auszubil-
dende/ Ausbildungsplätze bzw. Auszubildende/Fachkräfte nicht ange-
messen zu sein, wenn die Berufsausbildung durch das Missverhältnis 

21 Herkert, BBiG, § 22 Rdnr. 10. 
22 Wohlgemuth, Berufsbildungsgesetz, § 22, Rdnr. 10. 
23 Herkert, BBiG, § 22 Rdnr. 14 a. 
24 VG Kassel vom 16.02.1984, EzB Nr. 11 zu§§ 22 BBiG. 
25 BArbBl. 5/1972 
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nicht gefährdet ist. Ob dies der Fall ist, hat die zuständige Stelle von 
Amts wegen nach § 32 BBiG zu prüfen. 

Abgrenzung zur Arbeitnehmerüberlassung 
Bei der Ausbildung von Auszubildenden eines anderen Betriebes im 
Partnerbetrieb handelt es sich nicht um Leiharbeitsverhältnisse bzw. 
Arbeitnehmerüberlassung im Sinne des Arbeitnehmerüberlassungsge-
setzes (AÜG). 

Nach§ 1 AÜG werden bei der Arbeitnehmerüberlassung Arbeitneh-
mer zur Arbeitsleistung überlassen. Beim Ausbildungsverbund wer-
den die Auszubildenden dem Partnerbetrieb zur Ausbildung zugeführt. 

Ein echtes Leiharbeitsverhältnis liegt zudem erst dann vor1 wenn die 
Abhängigkeit des Arbeitnehmers vom Verleiher während· der betref-
fenden, _ Tätigkeit vollständig aufgehoben und am;:h _ ein jederzeitiger 
Abzug des Personals ausgeschlossen ist Beim Ausbildungsverbun,d 
bleibt dei: Auszubildende hingegen auch währen_d der Ausbildqngszeit 
im Partnerbetrieb in der Obhut des Leitbetriebe&, der sich seinen Für„ 
sorgepflichten gemäß § 6 BBiG nicht entziehen kann. 

Gleichwohl ist d,ie Interesse11lage bei Leiharbeitnehmern und fremden 
Auszubildenden vergleichbar. Dies gilt etwa _bei den Haftungsbe-
schränkungen der §l 104, 105 SGB VII oder: bei der Haftung von 
Leitbetrieb und Partn~r:betrieb für durch den Verrichtungshilfen ange-
richtete Schäden. 

. . 
Eine Haftung.für _Schäden aufgrund ma11gelnder Eignung von Auszu-
bildenden für eine bestimmt_e Arbeitsaufgabe kommt im Gegen~atz zu 
den teiharbeitsverhä1tnissen allerdings nur in Ausnahmefällen in Be-
tracht, da anders als bei der Arbeitnehmerüberlassung die Vermittlung 
der erforderlichen Fähigkeiten und Kenntnisse gerade Gegenstand der 
vom Partnerbetrieb zu leistenden Ausbildung ist. 
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Verbundmodelle 
Für die Rechtsgestaltung des Ausbildungsverbundes gibt es keine 
regulierenden Vorschriften. Die konkreten Regelungen des Zusam-
menschlusses und der Zusammenarbeit sind den Beteiligten überlas-
sen. 

Dabei gibt es vom Grundsatz her zwei verschiedene Modelle. Die am 
Verbund Beteiligten können sich zusammenschließen und sodann als 
Zusammenschluss (etwa als e.V. oder GmbH) ausbilden. Oder sie 
können auch alleine nach außen auftreten, sich intern aber der Unter-
stützung des Partners bei der Ausbildung vergewissern (etwa Konsor-
tium als Innengesellschaft oder Auftragsausbildung). 

Im einzelnen kommen folgende Rechtskonstruktionen in Betracht: 
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Verbundmodelle 

Ausbildungsgesellschaft 
Für die Bildung eines Ausbildungsverbundes liegt zunächst die Grün-
dung einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts nahe. Nach § 705 BGB 
verpflichten sich durch den Gesellschaftsvertrag die Gesellschafter 
gegenseitig, die Erreichung eines gemeinsamen Zwecks (Ausbildung) 
in der durch den Vertrag bestimmten Weise zu fördern, insbesondere 
die vereinbarten Beiträge zu leisten. Die vereinbarten Beiträge können 
nach § 706 BGB auch in Form von Sach- oder Dienstleistungen er-
bracht werden. Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts bietet den Ver-
bundpartnern weitreichende Regelungsmöglichkeiten. Dabei gibt es 
zwei Grundrichtungen: 

Außengesellschaft 

Diese Form kommt in Betracht, wenn mehrere Betriebe gemeinsam 
als Ausbildender nach außen auftreten sollen. 

Es besteht sodann die Möglichkeit, gemeinsam eine Ausbildungsstätte 
einzurichten und zu betreiben. Zur Aufbringung der Kosten dieser 
Ausbildungsstätte wird ein verselbständigtes Gesellschaftsvermögen 
aus Beiträgen der Gesellschafter gebildet. 

Die Beteiligten können aber auch die Ausbildung in den beteiligten 
Betrieben durchführen, ohne dass ein verselbständigtes Gesamtheits-
vermögen gebildet werden muss. Die Beiträge der Gesellschafter 
(Ausbildungsleistungen, Ausbildungsvergütung, Sozialversicherungs-
beiträge) werden zwar durch den Gesellschaftsvertrag festgelegt und 
sind der Gesellschaft gegenüber geschuldet, können jedoch wirt-
schaftlich unmittelbar an die eigentlichen Empfänger erbracht werden 
(Auszubildende, Sozialversicherung), ohne dass ein besonderes Ge-
sellschaftsvermögen gebildet werden müsste. Die Leistungen gelten in 
diesen Fällen aufgrund der Zweckbestimmung rechtlich als Leistun-
gen der Gesellschaft an die Empfänger (gleichzeitig als Leistung des 
Gesellschafters an die Gesellschaft). Dieser Weg setzt im Regelfall 
voraus, dass jeder Betrieb die bei ihm anfallenden Kosten trägt. Ge-
meinsam anfallende Kosten (z.B. Gebühren für überbetriebliche Aus-
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bildung und Prüfung) können dann entweder jeweils von einem Be-
trieb getragen oder verauslagt und anteilig erstattet werden. 

Innengesellschaft/Konsortium 

Eine Innengesellschaft liegt vor, wenn die Durchführung der Ver-
bundausbildung als gemeinsamer Zweck vereinbart wird, nach außen 
jedoch nur ~n Partner allein im eigenen Namen auftritt. 

Diese Form kommt insbesondere in Betracht, wenn die Betriebe selbst 
und jeder für sich nach außen als Ausbildungsbetrieb auftreten wollen, 
sie zur ordnungsgemäßen Ausbildung nach innen aber der gegenseiti-
gen Unterstützung bedürfen. Kosten können im Innenverhältnis er-
stattet werden. Ein verselbständigtes Gesellschaftsvermögen besteht 
nicht. Die Innengesellschaft kann zwischen mehreren Verbundbetei-
ligten oder jeweils zwischen einem, dem Leitbetrieb (Ausbildender), 
und den verschiedenen Partnerbetrieben als zweiseitiger Gesell-
schaftsvertrag bestehen. Im letzteren Falle bestehen zwischen den 
Partnerbetrieben untereinander keine unmittelbaren Rechtsbeziehun-
gen. 

Bei einem Gesellschaftsvertrag ist neben der Regelung der Aufgaben 
und der Kostentragung insbesondere eine Festlegung der Entschei-
dungsbefugnis erforderlich. Die hilfsweise geltende Norm des § 709 
Abs. 1 BGB mit gemeinschaftlicher Geschäftsführung (Zustimmung 
aller Gesellschafter erforderlich) ist zumindest für Routinegeschäfte 
der Ausbildung kaum praktikabel. Bei einer zweiseitigen Innengesell-
schaft zwischen Leitbetrieb und Partnerbetrieb kann aufgrund der 
Interessenlage mangels ausdrücklicher Abrede als stillschweigend 
vereinbart angenommen werden (§§ 133, 157 BGB), dass eine Ab-
stimmung nur erforderlich ist, soweit der Partnerbetrieb betroffen ist. 
Gegenstand der Kooperation ist im Zweifel nur die Ausbildung im 
jeweiligen Partnerbetrieb. 

Eine auf unbestimmte Zeit eingegangene Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts kann, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, von jedem 
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Gesellschafter jederzeit, allerdings nicht zur Unzeit, gekündigt werden 
(§ 723 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 BGB). Bei einer Gesellschaft für 
bestimmte Dauer oder bei Vereinbarung einer Kündigungsfrist ist 
jederzeit eine Kündigung aus wichtigem Grund möglich(§ 723 Abs. 1 
Satz 2 und 3, Abs. 2 Satz 1 BGB). Eine Einschränkung dieser Kündi-
gungsmöglichkeiten ist nicht möglich(§ 723 Abs. 3 BGB). 

Eine Gesellschaft, die für die Durchführung eines oder mehrerer be-
stimmter Berufsausbildungsverhältnisse eingegangen wurde, ist nach 
ihrem Geschäftszweck eine Gesellschaft für bestimmte Zeit. Sie endet 
mit dem Erreichen des Geschäftszwecks, das ist bei der Verbundge-
sellschaft die Beendigung der in bezug auf die Verbundausbildung 
eingegangenen Berufsausbildungsverhältnisse, ggf. mit der Verlänge-
rung wegen Nichtbestehens der Prüfung nach § 14 Abs. 3 BBiG oder 
wegen Verlängerung zur Erreichung des Ausbildungsziels nach § 29 
Abs. 3 BBiG. Vorher ist eine Kündigung nur aus wichtigem Grund 
möglich. 

Bei einer auf unbestimmte Zeit eingegangenen Gesellschaft wäre eine 
Kündigung vor Beendigung von Berufsausbildungsverhältnissen, für 
deren Durchführung ein Verbundgesellschafter im Ausbildungsplan 
vorgesehen ist, in der Regel eine Kündigung zur Unzeit. Ein wichtiger 
Grund für eine Kündigung der Gesellschaft zur Unzeit kommt in der 
Regel nur dann in Betracht, wenn bei Alleinausbildung durch den 
Verbundpartner eine Kündigung des Auszubildenden aus wichtigem 
Grunde nach § 15 Abs. 2 Nr. 1 Berufsbildungsgesetz möglich wäre. In 
diesem Fall hat auch der Ausbildende die Möglichkeit, das Ausbil-
dungsverhältnis zu beenden, und müsste durch die Kündigung der 
Gesellschaft keine Nachteile erleiden. 

Ausbildungsverein 

Neben der Gesellschaft bürgerlichen Rechts kommt für die rechtliche 
Gestaltung des Ausbildungsverbundes außerdem die Form des Ver-
eins in Betracht. Der Verein unterscheidet sich von der Gesellschaft 
bürgerlichen Rechts vor allem durch seine Anlage auf Dauer, seine 
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Unabhängigkeit vom Mitgliederwechsel und seine körperschaftliche 
Struktur. Im übrigen werden im Verein Entscheidungen nicht ein-
stimmig, sondern mehrheitlich getroffen. 

Für den in Vereinsform angestrebten Ausbildungsverbund gibt es zwei 
Möglichkeiten. Er kann als nicht eingetragener und als eingetragener 
Verein gegründet werden . 

. .. 
Nicht eingetragener/rechtsfähiger Verein 

An der Gründung des nicht rechtsfähigen Vereines müssen mindestens 
2 Personen beteiligt sein. 1 

Die Organisation des nicht rechtsfähigen Vereins wird durch die Sat-
zung festgelegt, die keiner Form bedarf. Gemäß § 54 BGB finden auf 
Vereine, die nicht rechtsfähig sind, die Vorschriften über die Gesell-
schaft Anwendung. Aus einem Rechtsgeschäft, das im Namen eines 
solchen Vereins einem Dritten gegenüber vorgenommen wird, haftet 
der Handelnde persönlich. Handeln mehrere gemeinschaftlich, so 
haften sie als Gesamtschuldner. 

Der nicht rechtsfähige Verein als Organisationsform kommt für einen 
Verbund in Betracht, wenn eine verselbständigte Organisation auf 
längere Dauer unabhängig von einzelnen Mitgliedern geschaffen wer-
den soll, z.B. als Träger einer gemeinsamen Ausbildungsstätte. 

Eingetragener Verein 

Im Gegensatz zum nicht rechtsfähigen Verein gelten für den eingetra-
genen Verein in stärkerem Umfang zwingende Vorschriften, die sich 
aus dem Vereinsrecht des BGB ergeben. Diese betreffen Mindester-
fordernisse hinsichtlich der Satzung(§§ 57, 58 BGB), Formvorschrif-
ten für die Anmeldung und Eintragung(§§ 59 - 66 BGB). Die Eintra-
gung eines Vereins in das Vereinsregister bei dem Amtsgerichte, in 

1 Palandt. - Heinrichs, BGB, § 21 , Rdnr. 9. 
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dessen Bezirk der Verein seinen Sitz hat, setzt grundsätzlich sieben 
Mitglieder voraus (§ 56 BGB). 

Neben den förmlichen Erfordernissen für die Satzung des eingetrage-
nen Vereins gibt es inhaltlich weitgehende Freiheiten, die hinsichtlich 
einer Vereinssatzung für einen Ausbildungsverbund geregelt werden 
können. Dazu gehört die Öffnung bzw. Reglementierung der Mit-
gliedschaft, die für natürliche oder juristische Personen gelten kann 
oder für Betriebe, die selbst ausbilden oder die nicht ausbilden. 

Die Mitgliedschaft kann auch nach Rechten und Pflichten differenziert 
werden, z.B. Vollmitgliedschaft für ausbildende Betriebe und Förder-
mitgliedschaft für andere Personen. Auch gibt es Spielräume im Be-
zug auf die Mitgliedsbeiträge. Diese können danach differenziert wer-
den, ob ein Vereinsmitglied für den Verein Ausbildungsmaßnahmen 
durchführt und ggf. wie lange oder ob und wie lange ein Vereinsmit-
glied seine Auszubildenden in eine Ausbildungsstätte des Vereins 
entsendet. 

Probleme hinsichtlich der Ausbildung können sich beim Verein aus 
den zwingenden Kündigungsvorschriften ergeben. Nach§ 39 Absatz 2 
BGB darf die Kündigungsfrist höchstens zwei Jahre betragen. Sie ist 
damit kürzer als die in den meisten Ausbildungsberufen bestehende 
dreijährige Ausbildungszeit. Es empfiehlt sich daher, die Rechtsbezie-
hungen zwischen Verbundverein und Betrieb in kündbare Vereinsmit-
gliedschaft und getrennt davon längerfristige zweiseitige Durchfüh-
rungsvereinbarung, die an bestimmte Ausbildungsverhältnisse gebun-
den ist und ohne wichtigen Grund nicht vor Beendigung der Ausbil-
dungsverhältnisse gekündigt werden kann, aufzuspalten. 

In steuerrechtlicher Sicht ist durch die Nichtanerkennung der Gemein~ 
nützigkeit eines Ausbildungsvereins durch ein zuständiges Finanzamt 
im Land Sachsen Unsicherheit über die Frage entstanden, ob der Ver-
einszweck - wie bislang stets vorausgesetzt -selbstlos i.S.d. § 55 Ab-
satz 1 Satz 1 AO sei oder nicht. 
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Das Finanzamt, die zuständige OFD Chemnitz und das Sächsische 
Staatsministerium der Finanzen hatten Bedenken gegen die Anerken-
nung der Gemeinnützigkeit des betreffenden Ausbildungsvereins gel-
tend gemacht und die Auffassung vertreten, dass keine Selbstlosigkeit 
vorliege, da die Ausbildung nur in Betrieben erfolge, die gleichzeitig 
Vereinsmitglieder seien. Damit fördere der Verein die eigenwirt-
schaftlichen Interessen seiner Mitglieder. 

. 
Diese Argun1entation hat für eine gewisse Rechtsunsicherheit gesorgt. 
Klärende Rechtsprechung liegt bislang nicht vor. Es empfiehlt sich 
daher, vor Gründung eines Ausbildungsvereins die Frage der Aner-
kennung der Gemeinnützigkeit des Vereins mit dem zuständigen Fi-
nanzamt zu erörtern. 

Ausbildungsgesellschaft mbH 
Körperschaftlich organisiert wie der Verein ist auch der Ausbildungs-
verbund in der Rechtsform einer GmbH. Die GmbH kann als Ausbil-
dender für die angeschlossenen Betriebe bei gemeinsamer Ausbildung 
oder als Träger einer zentralen Ausbildungsstätte fungieren, in die von 
den angeschlossenen Betrieben die Auszubildenden für die gemein-
same Grundbildung oder für andere Ausbildungsabschnitte entsandt 
werden. 

Der Gesellschaftsvertrag bedarf gern. § 2 GmbHG der notariellen 
Form. Nach § 5 Abs. 1 GmbHG muss das Stammkapital der Gesell-
schaft mindestens 25.000 €, die Stammeinlage jedes Gesellschafters 
mindestens 100 € betragen. 

Auftragsausbildung 
Ein häufiger Fall der Verbundausbildung ist die sogenannte Auf-
tragsausbildung. Dabei handelt es sich in der Regel nicht um einen 
klassischen Auftrag nach § 662 BGB. Denn nach der gesetzlichen 
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Definition verpflichtet sich der Beauftragte, unentgeltlich ein ihm 
übertragenes Geschäft zu besorgen. 

Deswegen ist unter Auftragsausbildung eher die Vereinbarung eines 
Dienstvertrages im Sinne von § 611 BGB zu verstehen. Darin ver-
pflichtet der Dienstleistende als Partnerbetrieb gegenüber dem Aus-
bildenden als Leitbetrieb den Auszubildenden für bestimmte Ausbil-
dungsabschnitte zu übernehmen und die vertraglichen Pflichten aus 
demAusbildungsvertrag für den Ausbildenden zu erfüllen. Es handelt 
sich um einen Dienstvertrag und nicht um einen Werkvertrag, da nicht 
der Ausbildungserfolg, sondern lediglich die Ausbildungstätigkeit 
geschuldet wird. 
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Kostenverteilung 
Gegenstand der Vereinbarungen (bzw. Satzung) im Verbund sollten 
auch Regelungen über die Kostentragung sein. Die rechtlichen Vorga-
ben für die Kostentragung aufgrund des Berufsbildungsgesetzes be-
ziehen sich nur auf das Außenverhältnis zu den Auszubildenden 
(Ausbildungsvergütung, §§ 10 - 12 BBiG, Sachkosten, § 6 Abs. 1 Nr. 
3 BBiG) und zur zuständigen Stelle (Gebühren für Eintragung, Prü-
fung). Kostenschuldner ist insoweit im Außenverhältnis zwingend der 
Ausbildende. Über die Kostenverteilung im Innenverhältnis bestehen 
keine gesetzlichen Vorgaben. 

Bei der Kostentragung können zwei Interessenlagen unterschieden 
werden, die sich auf die Art der Regelung und die Auslegung beste-
hender Vereinbarung auswirken: 

Ausbildung im Eigeninteresse: 

Dies sind insbesondere alle Betriebe und Behörden, die sich an der 
Ausbildung beteiligen, um zur Bereitstellung fachlich ausgebildeten 
Nachwuchspersonals (auch) für sich selbst beizutragen. 
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Ausbildung im Fremdinteresse: 

Dies sind insbesondere alle Einrichtungen, die gerade für die Durch-
führung von Ausbildungsmaßnahmen gegründet wurden, die sich 
ausschließlich oder überwiegend aus Beiträgen, Gebühren oder Ähnli-
chem tragen und die ohne die Durchführung der Verbundausbildung 
nicht oder nicht in dieser Form bestünden. 

Bei der Ausbildung im Eigeninteresse ist aufgrund der Interessenlage 
in der Regel als stillschweigend vereinbart anzunehmen, dass jeder der 
Beteiligten die Aufgabe, die er übernommen hat, auf seine eigenen 
Kosten durchführt. Dies schließt die zu tragenden Kosten ein, die sich 
in Rechtsbeziehungen mit Außenstehenden (Auszubildende, Ausbil-
der, zuständige Stelle) aus der Rechtsstellung eines Beteiligten erge-
ben. Gemeinsame Aufgaben (z.B. bei gemeinsamer Ausbildung durch 
mehrere Betriebe als Ausbildender) werden gemeinsam finanziert. 
Dies bedeutet für die Ausbildung im Eigeninteresse konkretisiert: 

Wer als Ausbildender fungiert, trägt die Kosten für die daraus folgen-
den Zahlungsverpflichtungen gegenüber den Auszubildenden und der 
zuständigen Stelle. 
Wer einen Ausbildungsabschnitt zur Durchführung übernimmt, trägt 
die damit verbundenen Sach- und Personalkosten für das bei ihm an-
gestellte Ausbildungspersonal. 
Die gemeinsame Kostentragung trotz Verpflichtung nur eines Betei-
ligten im Außenverhältnis (z.B. bei Innengesellschaft) kann sich im 
Einzelfall aus den Umständen ergeben, z.B. wenn bestimmte Aufga-
ben im Gegensatz zu anderen als gemeinsame bezeichnet und gemein-
sam miteinander vor der Durchführung abgestimmt werden. 

Bei der Ausbildung im Fremdinteresse ist eine ausdrückliche Rege-
lung der Kostenfrage unbedingt erforderlich. Falls den Beteiligten bei 
der Vereinbarung der Ausbildungsmaßnahme klar war, dass und wel-
che Art von Kosten zu erstatten sein werden, kommt eine stillschwei-
gende Vereinbarung in Betracht. Art und Umfang der in Betracht 
kommenden zu erstattenden Kosten sind jedoch nur bei einer organi-
satorisch verselbständigten Einrichtung erkennbar. In anderen Fällen 
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ohne ausdrückliche Kostenvereinbarung ist eher ein Dissens nach den 
§§ 154, 155 BGB anzunehmen. Im Zweifel liegt kein wirksamer Ver-
tragschluss vor. 

Abrechnungsverfahren 
Gemeinsam zu tragende Kosten können in verschiedener Weise ver-
teilt werden:. .., 

• Nach pauschalierten Sätzen, 
• nach genauer Abrechnung, 
• pauschalierte Vorschüsse mit späterer Abrechnung. 

Das Verfahren hängt insbesondere davon ab, ob die durchführende 
Stelle Kosten verauslagen kann und ob die Kostenverteilung durch 
Rechtsnormen, nach Kopfteilen oder nach Inanspruchnahme von Ein-
richtungen bzw. nach Ausbildungsdauer erfolgen soll und ob die Be-
teiligten ein Interesse daran haben, die zu tragenden Kosten vorab zu 
kennen. 

Rechtlich verselbständigte Einrichtungen in der Verbundausbildung 
(insbesondere Vereine) haben in der Regel nicht die finanziellen Mit-
tel, um die Durchführung des Verbundes vorfinanzieren zu können. 
Sie stellen daher Finanzierungspläne auf und erheben zur Deckung 
ihrer Kosten Beiträge und Umlagen. 

Laufende und einmalige Beiträge in Vereinen, die von allen oder von 
Gruppen von Mitgliedern zu zahlen sind, müssen nach abstrakten 
Kriterien festgelegt werden und schließen eine unmittelbar Erstattung 
der anfallenden Kosten aus. Die Kosten sind nur Kalkulationsgrund-
lage und bedürfen zur Verteilung auf die Mitglieder noch ihrer Fest-
setzung in einer Vereinsnorm (Satzung, Beitragsordnung). Dies 
schließt jedoch nicht aus, dass bei eingetretenen Veränderungen zu-
sätzliche Kosten durch eine Umlage gedeckt werden. Für die Inan-
spruchnahme von Sonderrechten, z.B. Durchführung von Ausbil-
dungsmaßnahmen, bestehen dagegen keine solche Vorgaben. Hier ist 
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nur zu berücksichtigen, dass vergleichbare Sachverhalte gleich behan-
delt werden müssen. 

In zweiseitigen Rechtsverhältnissen besteht in der Regel ein Interesse 
desjenigen, der Kosten tragen soll, ihre Höhe bei der Vereinbarung der 
Verbundausbildung zu kennen oder ihre Entstehung und Höhe beein-
flussen zu können. Dem kann in der Vereinbarung dadurch Rechnung 
getragen werden, dass die zu erstattenden Kosten entweder nach der 
Höhe pauschal oder nach Gegenstand und Umfang (z.B. Ausbildungs-
vergütung einschl. Sozialabgaben, Vergütung für einen Ausbilder zu x 
Prozent) festgelegt oder die Durchführung bestimmter - Kosten verur-
sachender - Maßnahmen an die Abstimmung der Beteiligten gebunden 
wird. 

Ausbildungsvergütung und Sozialabgaben 

Im Außenverhältnis zum Auszubildenden hat der Ausbildende die 
Ausbildungsvergütung zu zahlen (§ 10 Absatz 1 Satz lBBiG). Die 
Zahlungspflicht für die Sozialausgaben folgt aus der Arbeitgeber-
funktion des Ausbildenden (§ 28 a ff. SGB IV). 

Für die gesetzliche Unfallversicherung sind die Mitgliedsunternehmen 
der jeweiligen Berufsgenossenschaft beitragspflichtig (§ 150 Abs. 1 
SGB VII). Unternehmer im Sinne der Unfallversicherung ist derje-
nige, zu dessen Rechnung das Unternehmen geht(§ 136 Abs. 3 SGB 
VII). Für die Abgrenzung der Beitragspflicht beim Ausbildungsver-
bund wird darauf abgestellt, wer Vertragspartner der Auszubildenden 
ist, die Bezüge zahlt und die Lohnlisten führt. Dies ist im Verbund 
normalerweise der Ausbildende. 

Die Zahlungspflicht im Außenverhältnis schließt nicht aus, im Innen-
verhältnis die Kostenfragen anders zu regeln. Dies kann durch Erstat-
tung an den Ausbildenden oder auch durch direkte Zahlung an den 
Letztempfänger für Rechnung des Ausbildenden geschehen. 
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Die Tragung der Ausbildungsvergütung und der Sozialabgaben durch 
die ausbildenden Betriebe ist auch im Verbundverein möglich, wenn 
zusätzliche Beiträge von Ausbildenden bzw. entsendenden Betrieben 
für die jeweilige Dauer der Ausbildung erhoben oder die Ausbil-
dungsmaßnahmen aufgrund gesonderter Rechtsverhältnisse zwischen 
Betrieben und Vereinen durchgeführt und dann entsprechende Kos-
tenvereinbarungen getroffen werden. 

Soweit im 1/ erbund zwischen mehreren Betrieben oder Behörden 
keine ausdrückliche Vereinbarung über die Ausbildungsvergütung und 
die Sozialabgaben getroffen wurde, kann in der Regel aus der Über-
nahme der Funktion des Ausbildenden auf die gewollte Kostentragung 
geschlossen werden. Wer die Ausbildungsverträge im eigenen Namen 
abschließt, trägt daher mangels anderer Regelungen im Verhältnis der 
Verbundpartner die Ausbildungsvergütung und die Sozialabgaben. 

Kosten aufgrund von Urlaub, Krankheit, Ergänzungs-
maßnahmen 
Verlängern sich einzelne Ausbildungsabschnitte oder gar die gesamte 
Ausbildungsdauer aufgrund von Urlaub oder Krankheit des Auszubil-
denden oder erforderlicher Ergänzungsmaßnahmen, entsteht die 
Frage, wer die damit verbundenen Kosten im Verbund tragen soll. 

Die Frage taucht insbesondere dann auf, wenn nach den Regelungen 
im Verbund die Ausbildungsvergütung und die Sozialabgaben von 
den jeweils ausbildenden Betrieben getragen werden sollen. Dann 
kommt sowohl eine Kostentragung für den jeweiligen Ausbildungsab-
schnitt zuständigen Betrieb oder durch alle Verbundbetriebe gemein-
sam in Betracht, wobei im letzteren Fall eine Einigung auf bestimmte 
Anteile zu erfolgen hat. 

Das Problem stellt sich nicht, wenn nach den Regelungen im Verbund 
ohnehin eine Stelle alleine oder mehrere Stellen gemeinsam nach fes-
ten Quoten alle oder die betreffenden Kosten tragen müssen. Es emp-
fiehlt sich daher eine vorherige klare Regelung in der Verbundverein-
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barung. Dies gilt insbesondere auch für die entgeltliche Auftragsaus-
bildung. Im Zweifel sind hier nach der Interessenlage die Kosten einer 
Verlängerung durch Krankheit oder Urlaub vom Ausbildenden zu 
tragen. Diese Lösung kommt insbesondere in Betracht bei Ausbil-
dungsstätten, die sich weitgehend bzw. ausschließlich aus den Ent-
gelten für die Ausbildung tragen, z.B. bei einer von mehreren Betrie-
ben getragenen - organisatorisch verselbständigten - Ausbildungs-
stätte. In solchen Fällen muss sich die Kostenkalkulation nach der 
Kapazität an Ausbildungsplätzen richten. Bei unplanmäßig ausfallen-
den Zeiten . durch Krankheit oder kurzfristig gewährten Urlaub des 
Auszubildenden entsteht keine Kostenersparnis, da nicht kurzfristig 
andere Auszubildende an die Stelle des ausgefallenen Auszubildenden 
treten können. 

Kosten für das Ausbildungspersonal 
Soweit nichts anderes vereinbart ist, werden die Kosten für das Aus-
bildungspersonal von dem Verbundbeteiligten getragen, .der es als 
Arbeitgeber eingestellt hat. Übernimmt ein Betrieb die Durchführung 
von Ausbildungsmaßnahmen als Aufgabe, trägt er im Zweifel auch 
die damit verbundenen Personalkosten. 

in Kostenausgleich im Innenverhältnis zwischen den Verbundbetei-
ligten ist möglich, sowohl pauschal als auch aufgrund genauer Ab-
rechnung. Eine entsprechende Kostenbeteiligung kommt z.B. in Be-
tracht, wenn ein Betrieb in einer eigenen Ausbildungswerkstatt Aus-
zubildende eines anderen Betriebes mit ausbildet. Die Kostenbeteili-
gung des entsendenden Betriebes sollte entweder der Höhe nach oder 
nach Gegenstand und Berechnungsweise möglichst genau bezeichnet 
werden, um Meinungsverschiedenheiten in Grenzfällen zu vermeiden. 
Die Kostenverteilung auf Abrechnungsbasis wird erleichtert, wenn die 
Ausbildungseinrichtung organisatorisch verselbständigt wird. 
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Sachkosten der Ausbildung 
Sachkosten der Ausbildung werden grundsätzlich von dem getragen, 
der den jeweiligen Ausbildungsabschnitt durchführt. Im Verbund ist 
im Zweifel aufgrund der Interessenlage anzunehmen, dass die Part-
nerbetriebe sich wirtschaftlich hinsichtlich der Durchführungskosten 
so behandeln lassen, als wären sie für die Dauer der übernommenen 
Ausbildungsmaßnahme selbst Ausbildender. . .. 
Sind für die Durchführung von Ausbildungsmaßnahmen Entgelte, 
Gebühren, Beiträge oder ähnliches vereinbart, sind mit der Zahlung 
im Zweifel auch alle Sachkosten mit abgegolten. Abweichende Re-
gelungen sind möglich. 

Organisationskosten, Gebühren der zuständigen 
Stelle 
Gebühren der zuständigen Stelle fallen zumindest bei der Eintragung 
des Berufsausbildungsverhältnisses und bei den Prüfungen an. Auch 
für überbetriebliche Ausbildungsmaßnahmen bei der Kammer bzw. 
bei der Innung kommen Gebühren in Betracht. 

Neben den Kosten für die Durchführung der Ausbildung entstehen 
gerade bei größeren Ausbildungsverblinden Kosten für die Organisa-
tion, insbesondere durch die Koordination der Ausbildung, ggf. durch 
die Personalverwaltung. Im Außenverhältnis sind die Gebühren vom 
Ausbildenden zu zahlen, die Organisationskosten von dem Verbund-
beteiligten, der die Organisationsaufgabe übernommen hat. Im Innen-
verhältnis ist eine ausdrückliche Regelung erforderlich, soweit eine 
Kostentragung anders als im Außenverhältnis gewünscht wird. 

Organisationskosten und Gebühren der zuständigen Stellen bzw. In-
nungen unterscheiden sich dadurch von anderen Kosten, dass sie nicht 
bestimmten Ausbildungsabschnitten zugeordnet werden können. 
Wenn diese Kosten auf die Verbundbeteiligten verteilt werden sollen, 
kommt eine Finanzierung durch allgemeine pauschale Beiträge oder 
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eine Verteilung nach festgelegten Maßstäben wie Anzahl und Ver-
weildauer von Auszubildenden in Betracht. Insbesondere bei größeren 
Verbünden ist wegen des Verwaltungsaufwandes ein Ausgleich über 
pauschalierte Beiträge vorzuziehen. 
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Haftungsfragen 
Zu den vorab bei der Verbundausbildung zu klärenden Fragen gehört 
auch die Frage, wer haftet, wenn durch den Auszubildenden während 
oder bei Gelegenheit der Ausbildung in einem Partnerbetrieb Schäden 
verursacht werden. 

Haftung des Auszubildenden selbst 
Die Ansprüche des Partnerbetriebes gegen den Auszubildenden selbst 
sind zur Schadensregulierung oft nicht ausreichend und wirtschaftlich 
nicht ohne weiteres durchsetzbar. 

Vertragliche Ansprüche des Partnerbetriebes gegen den Auszubilden-
den scheiden aus. Vertragsbeziehungen zu dem Auszubildenden un-
terhält in der Regel nur der Ausbildungsbetrieb selbst, nicht aber der 
Partnerbetrieb. 

In Betracht kommen Forderungen aus im Wege der Drittschadensli-
quidation abgetretenem Anspruch. Der Schaden, der typischerweise 
beim ersatzberechtigten Vertragspartner eintreten müsste, wird viel-
fach aufgrund eines Rechtsverhältnisses zwischen dem Ersatzberech-
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tigten und einem Dritten auf diesen verlagert. Es besteht Einverständ-
nis darüber, dass der Schädiger aus dieser Schadensverlagerung kei-
nen Vorteil ziehen darf.1 Der geschädigte Dritte (hier Partnerbetrieb) 
kann daher gern. § 281 BGB vom Anspruchsinhaber (hier Ausbil-
dungsbetrieb) Abtretung des Schadensersatzanspruches gegen den 
Schädiger (hier den Auszubildenden) verlangen. 

Soweit der Auszubildende allerdings gegenüber dem Partnerbetrieb 
haftet, wie wenn er den Schaden beim Ausbildenden selbst verursacht 
hätte, müssen auch für Art und Umfang der Haftung die gleichen 
Grundsätze gelten. Grundsätzlich haftet der Auszubildende wie jeder 
Arbeitnehmer. 2 Für das Verschulden ist aber von Bedeutung, dass an 
die Sorgfaltspflicht des Auszubildenden in der Regel geringere Anfor-
derungen gestellt werden müssen als an einen anderen Arbeitnehmer. 3 

In diesem Zusammenhang ist im Rahmen des § 254 BGB auch stets 
ein Mitverschulden des Ausbildenden durch Verletzung der Auf-
sichtspflicht zu beachten. Auch dies muss beim Partnerbetrieb ebenso 
geprüft werden wie beim Leitbetrieb. 

Darüber hinaus haftet der Auszubildende gegenüber dem Partnerbe-
trieb aus den §§ 823 ff. BGB. Insofern ergeben sich keine Besonder-
heiten. Zu beachten ist dabei, dass die Ansprüche in der Regel keine 
reinen Vermögensschäden umfassen. 

Schließlich gilt bei Personenschäden die Haftungsprivilegierung des § 
105 SGB VII. Danach sind Personen, die durch eine betriebliche Tä-
tigkeit einen Versicherungsunfall von Versicherten oder von nicht 
versicherten Unternehmern desselben Betriebes verursachen, diesen 
sowie deren Angehörigen und Hinterbliebenen nach anderen gesetzli-
chen Vorschriften zum Ersatz des Personenschadens nur verpflichtet, 
wenn sie den Versicherungsfall vorsätzlich oder auf einem nach § 8 
Absatz 2 Nr. 1 bis 4 SGB VII versicherten Weg (Wegeunfall) herbei-
geführt haben. 

1 Palant-Heinrichs, vor § 249, Rdnr. 112. 
2 BAG EzB § 611 BGB Haftung des Arbeitnehmers Nr. 1. 
3 Wolgemuth, Berufsbildungsgesetz, § 9, Rdnr. 30. 
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Auch die in den Partnerbetrieb eingegliederten Auszubildenden gehö-
ren zu den privilegierten Personen, soweit die den Versicherungsfall 
auslösende Tätigkeit aus Betriebsgründen des Partnerbetriebes ausge-
übt wurde. Wie die eigenen Auszubildenden des Partnerbetriebes ste-
hen sie während ihres Ausbildungsabschnittes in diesem Betrieb mit 
den Arbeitnehmern des Partnerbetriebes und dem Unternehmer selbst 
in einer Funktions- und Gefahrengemeinschaft. In dieser kann jeder 
Beteiligte scpon durch eine leichte Unaufmerksamkeit einem Kolle-
gen einen erl'l.eblichen Schaden zufügen und sich dadurch dem Risiko 
hoher Ersatzforderungen aussetzen. Er muss daher daran interessiert 
sein, diesen Unsicherheitsfaktor von sich zu nehmen, zugleich aber 
auch bereit sein, im Falle der eigenen Schädigung auf Schadensersatz-
ansprüche gegen Kollegen zu verzichten. Dabei ist der betriebliche 
Bezug weit auszulegen. Er geht nicht einmal dadurch verloren, dass 
die Tätigkeit unter Verletzung von Unfallverhütungsvorschriften oder 
sachwidrig ausgeübt wird. 4 

Haftung des Partnerbetriebes 
Bei der Haftung des Partnerbetriebes gegenüber Dritten für durch den 
Auszubildenden verursachte Schäden ist danach zu unterscheiden, ob 
es sich um Dritte handelt, zu denen der Partnerbetrieb geschäftliche 
oder vorgeschäftliche Beziehungen unterhält, oder ob die Dritten zum 
Partnerbetrieb nicht in Rechtsbeziehungen stehen. 

Haftung gegenüber Vertragspartnern des Partnerbetriebes 

Bei den Vertragspartnern oder angehenden Vertragspartnern kommen 
bei Rechtsgutsverletzungen durch den Auszubildenden Ansprüche aus 
positiver Vertragsverletzung bzw. aus culpa in contrahendo als 
Grundlage der gegen den Partnerbetrieb gerichteten Ansprüche in 
Betracht. Die Verschuldenszurechnung erfolgt dann über§ 278 BGB. 

Voraussetzung für diese Verschuldenszurechnung ist das Tätigwerden 
des Auszubildenden als Erfüllungsgehilfe des Partnerbetriebes. Er-

4 Schmitt, SGB VII,§ 105, Rdnr. 5. 
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füllungsgehilfe ist, wer mit Willen des Schuldners bei der Erfüllung 
einer diesem obliegenden Verbindlichkeit als seine Hilfsperson ·tätig 
wird. 5 Ein bestimmtes Rechtsverhältnis zwischen Partnerbetrieb als 
Schuldner und Auszubildendem als Hilfsperson ist dabei nicht erfor-
derlich. 6 Entscheidend ist vielmehr, dass der Auszubildende mit Wil-
len des Partnerbetriebes tätig wird. Wirksame nachträgliche Zustim-
mung reicht aus7, ebenso der Rechtsschein der Zustimmung.8 Sogar 
für eine von einem anderen Erfüllungsgehilfen, etwa dem im Partner-
betrieb bestellten Ausbilder, eigenmächtig eingesetzte Hilfsperson, 
hier den Auszubildenden, hat der Schuldner einzustehen, wenn er ihre 
Tätigkeit, wäre alles gutgegangen, vermutlich akzeptiert hätte. 9 

Außerdem muss der Auszubildende in Erfüllung einer dem Partnerbe-
trieb gegenüber seinem Vertragspartner obliegenden Verbindlichkeit 
tätig werden. Dies ist vor allem dann der Fall, wenn der Auszubil-
dende die dem Partnerbetrieb an dessen Gläubiger zu erbringende 
Leistung ausführt. Zumindest aber muss der Auszubildende zur Leis-
tungshandlung oder zur Erfüllung der damit verbundenen Schutz-
pflichten beitragen. 10 

E1ne Zurechnung des Gehilfenverschulden nach § 278 BGB scheidet 
aus für Fehlverhalten von Auszubildenden nur bei Gelegenheit der 
Erfüllung.11 Ob die Handlung bei oder nur bei Gelegenheit der Erfül-
lung vorgenommen ist, richtet sich danach, ob der Auszubildende 
noch in dem ausbildenden Partnerbetrieb zugewiesenen Aufgabenbe-
reich oder bereits außerhalb des allgemeinen Umkreises dieses Berei-
ches gehandelt •. hat.12 Der Zusammenhang mit dem · allgemeinen 
Aufgabenbereich ist sogar dann noch gewahrt, wenn der Auszubil-

5 BGHZ 13, 111. 
6 BGHZ 50, 32, 35. 
7 BGHNJW 1955, 297. 
8 Hanau, Münch.-Komm., § 278, Rdnr. 15. 
9 Hanau, Münch.-Korrtm., § 278, Rdnr. 15. 
10 Hanau, Münch.-Komm., § 278, Rdnr. 18. 
11 BGHZ 31,358,366. 
12 BGHZ 23,319,323. 
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dende gegen eine ausdrückliche Weisung des Partnerbetriebes bzw. 
dessen bestellten Vertreters verstößt. 13 Denn § 278 BGB betrifft ja 
gerade die Haftung für pflichtwidriges Gehilfenverhalten.14 Erforder-
lich für die Anwendbarkeit des § 278 BGB ist nur der unmittelbare 
sachliche (innere) Zusammenhang mit den Aufgaben, die dem Gehil-
fen zur Vertragserfüllung zugewiesen waren. 15 So haftet etwa ein 
Hotelier auch für Schwarzfahrten seiner Angestellten, die Fahrzeuge 
der Gäste in. der Garage abstellen sollen.16 

.. 
Für vorsätzliche unerlaubte Handlungen des Erfüllungsgehilfen in 
bezug auf Rechtsgüter des Gläubigers lässt die Rechtsprechung den 
Schuldner aber nur haften, wenn er den Gehilfen zur Verwahrung, 
Bewachung oder Verrichtungen mit der Sache beauftragt hatte. Der 
Partnerbetrieb haftet also nicht, wenn er dem Auszubildenden nur die 
tatsächliche Gelegenheit zu Diebstählen, Betrügereien oder anderen 
Straftaten zum Nachteil des Gläubigers verschafft hatte. 17 Dies ist 
etwa der Fall, wenn der Auszubildende bei der Vertragserfüllung, 
etwa der Renovierung einer Wohnung, den Zutritt zur Wohnung oder 
zu den Geschäftsräumen des Gläubigers zu einem Diebstahl nutzt. 

Ebenfalls haftet der Partnerbetrieb seinen Gläubigern nicht für Fehl-
handlungen von Auszubildenden, die im Betrieb unerlaubt für private 
Zwecke tätig werden. 18 Beispiel: Der Auszubildende in der Autowerk-
statt repariert am Wochenende im Betrieb ohne Erlaubnis des Meisters 
sein Motorrad und beschädigt dabei ein Kundenfahrzeug. In diesem 
Falle haftet der Partnerbetrieb nicht. Zwischen der Vertragserfüllung 
und dem zurechenbaren Verschulden fehlt jeder Zusammenhang. 

13 Hanau, Münch.-Komm., § 278, Rdnr. 31. 
14 BGHZ 31,358,366, BGH NJW 1967, 2255, 2257 (a.A. BAG AP § 819 

Nr. 1 = NJW 1961, 622). 
15 BHG NJW 1993, 1704, 1705; BGH NJW 1991, 3208. 
16 BGH NJW 1965, 1709. 
17 BGHNJW 1993, 1704, 1705. 
18 BGHZ 23, 319. 
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Haftung gegenüber sonstigen Dritten (Außenstehende ohne Ver-
tragsbeziehungen) 

Bei der Verletzung von Rechtgüter sonstiger Dritter durch den Auszu-
bildenden ist an§ 831 BGB als Anspruchsgrundlage gegen den Part-
nerbetrieb zu denken. Der Partnerbetrieb haftet danach für Fehler bei 
der Auswahl und Anleitung des Auszubildenden für eine bestimmte 
Verrichtung. Ist der Auszubildende noch minderjährig, ist außerdem § 
832 BGB zu berücksichtigen. Hier haftet der Partnerbetrieb für Ver-
letzungen seiner Aufsichtspflicht. 

Anders als bei § 278 BGB haftet der ausbildende Partner nach § 831 
BGB nicht für das Verschulden des Auszubildenden bei der Scha-
densverursachung, sondern für eigenes Verschulden bei der Auswahl 
und Kontrolle des Auszubildenden für eine bestimmte Tätigkeit. 19 

Wer einen anderen zu einer Verrichtung bestellt, ist nach § 831 Absatz 
1 Satz 1 BGB grundsätzlich zum Ersatz des Schadens verpflichtet, den 
der andere in Ausführung dieser Verrichtung einem Dritten wider-
rechtlich zufügt. 

Zu einer Verrichtung bestellt ist, wem von einem anderen, zu dem er 
in einer gewissen Abhängigkeit steht20, eine Tätigkeit übertragen wor-
den ist. 21 Entscheidendes Kriterium für die Qualifizierung als Verrich-
tungsgehilfe ist dabei, dass jemand in die Herrschafts- und Organisati-
onssphäre eines anderen eingegliedert und an dessen Weisungen. ge-
bunden ist. 22 Ausreichend ist eine Weisungsbefugnis, durch die eine 
übertragene Aufgabe jederzeit beschränkt oder nach Zeit und Umfang 
bestimmt werden kann.23 Auf die rechtliche Beziehung zwischen Ge-
schäftsherrn und Verrichtungsgehilfen kommt es nicht an. Auch wenn 
eine eigene Rechtsbeziehung zwischen ausbildendem Partnerbetrieb 
und Auszubildendem in der Regel nicht besteht, ist der Auszubildende 

19 Thomas, Palandt, § 831, Rdnr. 1. 
20 BGH WM 1989, 1047. 
21 Thomas, Palandt, § 831, Rdnr. 6. 
22 BGHZ45, 311,313. 
23 BGHZ 45, 311, 313 
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doch aufgrund von Vereinbarungen zwischen Leit- und Partnerbetrieb 
in den Partnerbetrieb eingebunden und an die Weisungen im Partner-
betrieb gemäß § 9 Satz 2 Nr. 3 BBiG gebunden. 

Die Haftung aus § 831 BGB gilt nur für Schäden, die in unmittelba-
rem inneren Zusammenhang mit den übertragenen Verrichtungen 
verursacht wurden, eine Verursachung bei Gelegenheit der Verrich-
tung reicht qicht aus.24 Vielmehr muss der Schaden in Ausführung der 
Verrichtung„zugefügt sein. Das Verhalten des Auszubildenden darf 
nicht aus dem Kreis oder allgemeinen Rahmen der ihm anvertrauten 
Aufgabe herausfallen. 25 Auch die Nichterfüllung allgemeiner 
Verkehrssicherungspflichten gehört hierher.26 Deshalb haftet der Part-
nerbetrieb auch, wenn Dritte dadurch verletzt werden, dass der Auszu-
bildende die Baustelle nicht ordnungsgemäß abgesichert hat. Er haftet 
nicht, wenn der Auszubildende bei Gelegenheit der Verrichtung einen 
Diebstahl begehen. 

Voraussetzung für die Inanspruchnahme des Partnerbetriebes als Ge-
schäftsherrn ist, dass der Verrichtungsgehilfe selbst widerrechtlich 
einen der Tatbestände des § 823 ff. BGB verwirklicht hat, also etwa 
vorsätzlich oder fahrlässig das Eigentum oder ein sonstiges Recht 
eines anderen widerrechtlich verletzt hat(§ 823 Absatz 1 BGB). Wi-
derrechtlich ist der Schaden zugefügt, wenn der objektive Tatbestand 
einer unerlaubten Handlung erfüllt ist. Auf ein Verschulden des Aus-
zubildenden selbst kommt es hier nicht an. Insofern schließt auch die 
Deliktunfähigkeit des Auszubildenden etwa wegen Minderjährigkeit 
(§ 828 Absatz 2 BGB) eine Haftung des Partnerbetriebes gemäß § 831 
BGB nicht aus. 

Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Geschäftsherr bei der Aus-
wahl der bestellten Person und, sofern er Vorrichtungen oder Gerät-
schaften zu beschaffen oder die Ausführung der Verrichtung zu leiten 

24 BGH NJW 71 , 31 , 32. 
25 BGH WM 1977, 1169. 
26 Thomas, Palandt, § 831 , Rdnr. 10. 
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hat, bei der Beschaffung oder Leitung die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet oder wenn der Schaden auch bei Anwendung 
dieser Sorgfalt entstanden sein würde (§ 831 Absatz 1 Satz 2 BGB). 

Das bedeutet, der Partnerbetrieb darf den Auszubildenden nur solche 
Tätigkeiten übertragen, deren gefahrlose Durchführung er von ihnen 
erwarten kann. Er muss sich insoweit von ihren Fähigkeiten, ihrer Eig-
nung und Zuverlässigkeit überzeugen.27 Unterlässt er dies, muss er im 
Konfliktfälle damit rechnen, gemäß § 831 Absatz 1 BGB in Anspruch 
genommen zu werden. 

Bei Inanspruchnahme durch einen Dritten, der durch den Auszubil-
denden bei einer Verrichtung geschädigt wurde, die der Partnerbetrieb 
dem Auszubildenden aufgegeben hatte, bedeutet dies für den Partner-
betrieb: Er kann der Haftung nur entgehen, wenn er darlegt und be-
weist, dass er bei der Auswahl und Anleitung des Verrichtungsgehil-
fen für die konkrete Tätigkeit die nötige Sorgfalt hat walten lassen 
oder der Schaden auch bei Beachtung dieser Sorgfalt eingetreten wäre. 

Keine Haftung des Partnerbetriebes aus § 831 BGB kommt in Be-
tracht, soweit der Auszubildende nur als Lernender beschäftigt wurde 
und noch nicht mit selbständigen Auf gaben/Verrichtungen betraut 
wurde. In diesen Fällen scheidet schon begrifflich die Haftung für den 
Verrichtungsgehilfen nach§ 831 BGB aus.28 

Bei Schäden durch minderjährige Auszubildende kommt neben § 831 
BGB auch eine Haftung des Partnerbetriebes wegen Aufsichtspflicht-
verletzung nach § 832 BGB in Betracht. 

Gemäß § 832 Absatz 1 Satz 1 BGB ist derjenige, der kraft Gesetzes 
zur Führung der Aufsicht über eine Person verpflichtet ist, die wegen 
Minderjährigkeit oder wegen ihres geistigen oder körperlichen Zu-
standes der Beaufsichtigung bedarf, zum Ersatze des Schadens ver-

27 Stein, Münch.-Komm., § 831, Rdnr. 11. 
28 Palandt-Thomas, § 831, Rdnr. 8. 
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pflichtet, den diese Person einem Dritten widerrechtlich zufügt. Nach 
§ 832 Absatz 2 BGB trifft die gleiche Verantwortung denjenigen, der 
die Führung der Aufsicht durch Vertrag übernimmt. 

Eine gesetzliche Aufsichtspflicht wird jedenfalls für den Ausbilden-
den selbst (Leitbetrieb) durch §§ 6, 9 BBiG begründet. Das gilt vor 
allem dann, wenn der Auszubildende beim Ausbildenden in Kost und 
Pflege steht.29 Steht der Auszubildende nicht in Kost und Pflege des 
Lehrherrn, beschränkt sich dessen Aufsichtspflicht in der Regel auf 
die Geschäftszeit und den Geschäftsbereich. 30 

Der Partnerbetrieb übernimmt durch die Ausbildungsabsprache für die 
Ausbildungszeit im Partnerbetrieb eine vertragliche Aufsichtspflicht. 
Eine solche vertragliche Übernahme der Aufsichtspflicht ist auch still-
schweigend möglich. 31 Entscheidend ist, ob der Leitbetrieb aus den 
übrigen Erklärungen oder dem Verhalten des Partnerbetriebes den 
Schluss ziehen kann, dass dieser an seiner Stelle die Aufsicht über-
nehmen wird. 32 Dies dürfte regelmäßig der Fall sein. Denn beiden 
muss klar sein, dass der Partnerbetrieb durch die Aufnahme des Aus-
zubildenden in seinen Betrieb auch Pflichten des Leitbetriebes vorü-
bergehend übernimmt, die der Leitbetrieb allein schon durch die 
räumliche Trennung vom Auszubildenden nicht mehr erfüllen kann. 

Inhaltlich legt die Aufsichtspflicht dem Partnerbetrieb die Pflicht auf, 
dafür zu sorgen, dass der minderjährige Auszubildende Dritten keinen 
Schaden zufügt. Dabei ist das Maß der anzuwendenden Sorgfalt stets 
unter Berücksichtigung aller Umstände des konkreten Einzelfalles zu 
finden. 33 Es beurteilt sich einerseits nach Alter, Reife und 
Entwicklungsstand sowie körperlichen und geistigen Eigenarten des 
Aufsichtsbedürftigen34, der Voraussehbarkeit des schädigenden 

29 Stein, Münch .-Komm., § 832, Rdnr. 5. 
30 BGH VersR 1958, 549, 559; RGZ 97,229, 230.' 
3 1 BGH NJW 1985, 677, 678 . 
32 Stein, Münch.-Komm., § 832, Rdnr. 13. 
33 OLG Karlsruhe VersR 1979, 58. 
34 BGH NJW 1990, 2353, 2354 f.. 
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Verhaltens35 und seiner möglichen Gefährlichkeit. Andererseits ist zu 
berücksichtigen, welche zumutbaren Möglichkeiten dem Partnerbe-
trieb offen stehen, um Schädigungen Dritter zu verhindern. 36 

Einer besonderen Beaufsichtigung und Anleitung bedürfen Minderjäh-
rige insbesondere dann, wenn sie zum ersten Mal mit einem gefährli-
chen·Gegenstand umgehen.37 Über Gefahren, die einem Minderjähri-
gen jedenfalls in ihrem ganzen Umfang nicht ohne weiteres einsichtig 
sind, hat ihn der Aufsichtspflichtige unter Berücksichtigung aller 
Eventualitäten umfassend und eindringlich zu belehren. 38 

Die Haftung des Aufsichtspflichtigen ist daran geknüpft, dass der 
Aufsichtsbedürftige einem Dritten durch eine unerlaubte Handlung im 
Sinne der§§ 823 ff. BGB widerrechtlich Schaden zugefügt hat.39 Die 
mögliche Deliktunfä.higkeit des Minderjährigen nach § 828 BGB ist 
ohne Bedeutung. Auf ein Verschulden des Aufsichtsbedürftigen 
kommt es nicht an. 40 

Nach§ 832 Absatz 1 Satz 2 BGB tritt die Ersatzpflicht des Aufsichts-
pflichtigen nicht ein, wenn er seiner Aufsichtspflicht genügt oder 
wenn der Schaden auch bei gehöriger Aufsichtsführung entstanden 
sein würde. Die Vorschrift enthält damit wie § 831 BGB eine Be-
weislastumkehr. Hat der Aufsichtsbefohlene einem Dritten wider-
rechtlich Schaden zugefügt, wird vermutet, dass der Aufsichtspflich-
tige seiner Pflicht nicht genügt hat und bei gehöriger Pflichterfüllung 
die Schädigung vermieden worden wäre. 41 

Der aufsichtspflichtige Partnerbetrieb hat also zwei Möglichkeiten, 
den Entlastungsbeweis zu führen. Er kann entweder umfassend und 

35 BGHNJW 1984, 2574, 2575. 
36 BGH NJW 1990, 2553, 2554; BGH NJW 1993, 1003. 
37 Stein, Münch.-Komm., § 832, Rdnr. 20. 
38 BGHNJW 1990, 2553, 2554. 
39 BGHNJW 1990, 2553, 2554. 
40 BGH NJW 1985, 677, 678. 
41 Stein, Münch.-Komm., § 831, Rdm. 1. 
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konkret darlegen, was er zur Erfüllung der Aufsichtspflicht unter-
nommen hat. Oder er kann den Entlastungsbeweis dahin führen, dass 
der Schaden auch bei gehöriger Erfüllung der Aufsichtspflicht ent-
standen sein würde. 

Haftung gegenüber anderen Mitarbeitern des Partnerbetriebes 
Grundsätzli~h kommt bei den Sachschäden, die durch den Auszubil-
denden bei den Mitarbeitern des Partnerbetriebes verursacht werden, 
ein Anspruch des Arbeitnehmers gegen den Partnerbetrieb, seinen 
Arbeitgeber, aus positiver Vertragsverletzung in Betracht, wenn der 
Arbeitgeber den Schaden zu vertreten hat. 

Hinsichtlich von Personenschäden gilt für den Partnerbetrieb die 
Haftungsprivilegierung des§ 104 SGB VII. Danach sind Unternehmer 
den Versicherten, die für ihre Unternehmen tätig sind oder zu ihren 
Unternehmen in einer sonstigen die Versicherung begründenden Be-
ziehung stehen, nach anderen gesetzlichen Vorschriften zum Ersatz 
des Personenschadens, den ein Versicherungsfall verursacht hat, nur 
verpflichtet, wenn sie den Versicherungsfall vorsätzlich oder auf ei-
nem nach § 8 Absatz 2 Nr. 1 bis 4 SGB VII versicherten Weg herbei-
geführt haben. 

Der Arbeitgeber hat Räume, Vorrichtungen und Gerätschaften, die er 
zur Verrichtung der Arbeit zu beschaffen hat, so einzurichten und zu 
unterhalten, dass der Arbeitnehmer auch gegen Gefahren für sein Ei-
gentum soweit geschützt ist, als die Natur der Arbeit es gestattet. Der 
Arbeitgeber hat ferner die Arbeitsleistungen, die unter seiner Anord-
nung oder Leitung vorzunehmen sind, so zu regeln, dass auch in die-
ser Beziehung der Arbeitnehmer in dem genannten Umfang hinsicht-
lich seines Eigentums geschützt ist. In Frage kommen Dienstvor-
schriften allgemeiner Art, aber auch besondere Vorschriften für den 
einzelnen Fall und, soweit das erforderlich ist, sachverständige An-
weisung und Beaufsichtigung der Arbeitsleistung, keine Heranziehung 
zu Arbeiten, die die Kräfte und Fähigkeiten des Arbeitnehmers offen-
sichtlich übersteigen, richtige Information, Warnung bei besonderen 
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mit der Arbeit verbundenen Gefahren und Belehrung über die beste 
Art, sie zu vermeiden. 42 

Beruht der Schaden daher auf einer unsachgemäßen Einweisung des 
Auszubildenden durch den Partnerbetrieb oder überstieg die Heran-
ziehung zu bestimmten Tätigkeiten offensichtlich dessen Kräfte und 
Fähigkeiten, so haftet der Partnerbetrieb gegenüber seinen unmittelbar 
durch den Auszubildenden geschädigten Mitarbeitern in der Regel aus 
positiver Vertragsverletzung aus eigenem Verschulden. 

Trifft den Arbeitgeber selbst kein Verschulden, ist zu prüfen, ob ihm 
ein Verschulden des Auszubildenden als Erfüllungsgehilfen gemäß § 
278 BGB zugerechnet werden kann. Auch gegenüber den Mitarbeitern 
des Partnerbetriebes ist der Auszubildende bei der Verrichtung von 
betrieblichen Tätigkeiten als Erfüllungsgehilfe des Partnerbetriebes 
anzusehen. Er erfüllt zwar gegenüber den Arbeitnehmern des Partner-
betriebes in der Regel keine vertraglichen Hauptleistungen. Bei sei-
nem Einsatz im Betrieb des Verbundpartners wird er aber im arbeits-
vertraglich relevanten Bereich des Betriebes und seiner Arbeitnehmer 
tätig. Sein Verhalten gegenüber den Arbeitnehmern kann daher dem 
Arbeitgeber gemäß§ 278 BGB zugerechnet werden. 

Wie gegenüber Dritten haftet der Partnerbetrieb außerdem auch seinen 
Arbeitnehmern gegenüber gemäß §§ 831, 832 BGB für Schäden, die 
der Auszubildende als Verrichtungsgehilfe diesen zufügt. 

Verletzung von Rechtsgütern des Auszubildenden im Partnerbe-
trieb 

Mangels eigener vertraglicher Beziehung zwischen Auszubildendem 
und Partnerbetrieb bestehen in diesem Verhältnis auch keine direkten 
vertraglichen Pflichten, die zu Ersatzansprüchen führen könnten. 

42 BGH NJW 1962, 411, 412. 
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In Betracht kommen allerdings aus dem Vertrag zwischen Partner-
und Leitbetrieb abgeleitete Ansprüche, hier aus Vertrag mit Schutz-
wirkung zugunsten Dritter. Wenn dem Auszubildenden aus dem Ver-
bundvertrag selbst zwar keine eigenen Ansprüche gegenüber dem 
Partnerbetrieb zustehen, so besteht allerdings doch eine gewisse Ver-
tragsnähe. Der Auszubildende hält sich mit Willen des Leitbetriebes 
als primärem Gläubiger im Leistungsbereich auf und ist somit den 
betriebliche_r Gefahren der Leistung in erster Linie ausgesetzt. W ei-
terhin hat dh Leitbetrieb als Vertragsgläubiger ein berechtigtes Inter-
esse an der Ausführung der Leistung zugunsten des Auszubildenden. 
Dieses resultiert aus seiner Fürsorgepflicht gegenüber dem Auszubil-
denden. Er ist für dessen „Wohl und Wehe"43 mitverantwortlich. Nach 
§ 6 Absatz 1 Nr. 1 BBiG hat er unter anderem dafür zu sorgen, dass 
dem Auszubildenden die Fertigkeiten und Kenntnisse vermittelt wer-
den, die zum Erreichen des Ausbildungszieles erforderlich sind. Au-
ßerdem hat er gemäß § 6 Absatz 1 Nr. 5 BBiG dafür zu sorgen, dass 
der Auszubildende charakterlich gefördert sowie sittlich und körper-
lich nicht gefährdet wird. Dieses ist für den Partnerbetrieb subjektiv 
bei Abschluss des Verbundvertrages auch erkennbar, kalkulierbar und 
sogar versicherbar . 

Der Auszubildende hat bei Rechtsgutsverletzungen durch den Part-
nerbetrieb daher grundsätzlich Ansprüche gegen diesen aus Vertrag 
mit Schutzwirkung zugunsten Dritter. Daneben haftet der Partnerbe-
trieb dem Auszubildenden nach den Regelungen der §§ 823 ff. BGB. 
Für seine Mitarbeiter hat er gemäß § 831 BGB einzustehen. 

Erleidet der Auszubildende im Partnerbetrieb Personenschäden, gilt 
zugunsten des Partnerbetriebes die Haftungsprivilegierung des § 104 
SGB VII. Von diesem Haftungsausschluss betroffen sind Versicherte, 
die für das Unternehmen tätig sind, d.h. Versicherte, deren Tätigkeit 
mit dem Unternehmen in einem rechtlich wesentlichen Zusammen-
hang steht und dem Unternehmen wesentlich dient. Neben den Ange-
stellten des Unternehmens gehören deswegen etwa auch Leiharbeit-

43 BGH NJW 1969, 269, 271; BGH NJW 1977, 2208, 2209. 
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nehmer zum betroffenen Personenkreis44 und auch Beschäftigte, die 
im Rahmen von Arbeitsgemeinschaften tätig werden.45 Damit ver-
gleichbar ist die Rolle der Auszubildenden, die wie die Leiharbeit-
nehmer nur für einen.kürzeren Zeitraum in einem Unternehmen tätig 
sind. Ausgeschlossen sind daher alle gesetzlichen Ansprüche zum 
Ersatz des Personenschadens. Der Haftungsausschluss greift selbst 
dann ein, wenn die Schäden durch die Unfallversicherung nicht ersetzt 
werden.46 

Haftung des Leitbetriebs 
Richtet der Auszubildende im Partnerbetrieb einen Schaden an, stellt 
sich für diesen schon wegen der zu erwartenden geringen Zahlungsfä-
higkeit des Auszubildenden die Frage einer Inanspruchnahme des als 
Ausbildender fungierenden Betriebes. 

Dabei scheidet eine Verschuldenszurechnung gemäß§ 278 BGB von 
vornherein aus. Der entsandte Auszubildende. ist nicht Erfüllungsge-
hilfe des Leitbetriebes gegenüber dem Partnerbetrieb. Erfüllungsge-
hilfe ist, wer nach den tatsächlichen Gegebenheiten des Falles mit 
dem Willen des Schuldners bei der Erfüllung einer diesem obliegen-
den Verbindlichkeit als seine Hilfsperson tätig wird.47 Selbst wenn in 
bestimmten Fällen nicht nur ein Recht, sondern auch eine V erpflich-
tung des Leitbetriebes besteht, einen Auszubildenden in den Partner-
betrieb zu ents~nden, umfasst eine solche Pflicht nicht das ordnungs-
gemäße Verhalten des Auszubildenden im Partnerbetrieb. Vielmehr 
liegt in der Zuweisung des Auszubildenden an den Partnerbetrieb die 
Einräumung eines abgeleiteten Weisungsrechtes. gegenüber dem Aus-
zubildenden an den Partnerbetrieb und die von diesem bestellten Aus-
bilder vor Ort. 

44 Schmitt, SGB VII, § 104, Rdnr. 7. 
45 Schmitt, SGB VII, § 104, Rdnr. 8. 
46 Schmitt, SGB VII, § 104, Rdnr. 12. 
47 BGHZ 13, 113; 98, 334. 
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Auch eine Haftung des Leitbetriebes gemäß § 831 BGB kommt nicht 
in Betracht. Der entsandte Auszubildende ist gegenüber dem Partner-
betrieb nicht Verrichtungsgehilfe des Leitbetriebes. Zu einer Verrich-
tung bestellt ist, wem von einem anderen, zu dem er in einer gewissen 
Abhängigkeit steht, eine Tätigkeit übertragen worden ist.48 Im 
Partnerbetrieb erhält der Auszubildende seine Aufträge in der Regel 
vom Partnerbetrieb bzw. die durch diesen bestellten Ausbilder erhält, 
nicht aber ".:Om Leitbetrieb . .. 
Ein Aufwendungsersatz aus § 670 BGB (analog) aufgrund der Reali-
sierung eines freiwillig übernommenen Schadensrisikos bei Scha-
densgeneigter Tätigkeit in fremdem Interesse scheidet aufgrund der 
Interessenlage der Verbundbetriebe in der Regel aus. Im Zweifel geht 
das Interesse der Verbundbetriebe dahin, so gestellt zu werden, als 
wenn jeder Betrieb selbständig ausbilden würde. Eine andere Rege-
lung müsste daher ausdrücklich vereinbart werden. 

Gegenüber dem Auszubildenden selbst 

Erleidet der Auszubildende im Partnerbetrieb einen Schaden, der nicht 
Personenschaden ist (s. §§ 104, 105 SGB VII), so stellt sich die Frage, 
ob er hierfür auch den Ausbildenden (Leitbetrieb) in Anspruch neh-
men kann. 

Eine solche Haftung kommt aus positiver Vertragsverletzung in Ver-
bindung mit § 278 BGB in Betracht. Der Partnerbetrieb ist bei der 
Ausbildung Erfüllungsgehilfe des Ausbildungsbetriebes. Gemäß § 6 
Abs. 1 Nr. 1 hat der Ausbildende dafür zu sorgen, dass dem Auszubil-
denden die Fertigkeiten und Kenntnisse vermittelt werden, die zum 
Erreichen des Ausbildungszieles erforderlich sind. Die Ausbildung ist 
demnach eine dem Leitbetrieb obliegende Verbindlichkeit. Bei der 
Erfüllung dieser Verbindlichkeit wird der Partnerbetrieb mit dem 
Willen des Leitbetriebes tätig. Gleiches gilt für seine Beschäftigten, 
die als Erfüllungsgehilfen des Schuldners gelten, sofern dieser mit 

48 Palandt-Thomas, § 831 , Rdnr. 6. 
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ihrer Heranziehung einverstanden ist. 49 Das Einverständnis kann auch 
stillschweigend erklärt werden. Der Schuldner braucht nicht einmal zu 
erfahren, welche weiteren Gehilfen der erste Erfüllungsgehilfe beauf-
tragt. 50 Dies bedeutet, dem Ausbildenden ist ein Verschulden des 
Ausbildungspartners im Partnerbetrieb ebenso zuzurechnen wie eige-
nes Verschulden. Für Schäden, die dem Auszubildenden während der 
Ausbildung durch Ausbildungspersonal des Partnerbetriebes zugefügt 
werden, haftet der Ausbildende so, wie wenn er dem Auszubildenden 
die Schäden selber zugefügt hätte. Die Haftung für Personenschäden 
ist in der Regel allerdings nach § 104 SGB VII ausgeschlossen. 

Keine Haftung des Ausbildungsbetriebes gegenüber dem Auszubil-
denden besteht für Schäden, die dem Auszubildenden im Partnerbe-
trieb zugefügt werden, aus § 831 BGB. Denn der Partnerbetrieb ist 
gegenüber dem Leitbetrieb nicht als Verrichtungsgehilfe bei der Aus-
bildung anzusehen. Zu· einer Verrichtung bestellt ist, wem von einem 
anderen, in dessen Einflussbereich er allgemein oder im konkreten 
Fall und zu dem er in einer gewissen Abhängigkeit steht, eine Tätig-
keit übertragen worden ist. Nicht Verrichtungsgehilfen sind daher 
selbständige Unternehmen und Handwerksmeister, selbst Subunter-
nehmen sind im Verhältnis zum Hauptunternehmen keine Verrich-
tungsgehilf en im Sinne des § 831 BGB. Somit können auch Partner-
betriebe im Verbund keine Verrichtungsgehilfen im Sinne des § 831 
BGB sein. Eine entsprechende Haftung des Ausbildungsbetriebes 
gegenüber dem Auszubildenden aus § 831 BGB scheidet somit aus. 

Gegenüber Dritten 

Schädigt ein Auszubildender Rechtsgüter eines Dritten im Partnerbe-
trieb, so dürfte dies in der Regel in Ausübung der dem Partnerbetrieb 
gegenüber dem Dritten obliegenden Verpflichtungen geschehen. Der 
Auszubildende handelt deswegen nur als Erfüllungsgehilfe des Part-
nerbetriebes gemäß § 278 BGB. Sein Verschulden ist in diesen Fällen 

49 BGH 
NJW83,448. 
50 BGH NJW 52,217. 
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dem Partnerbetrieb und nicht dem Leitbetrieb zuzurechnen. Auch 
gemäß § 831 BGB kommt grundsätzlich nur eine Haftung für Aus-
wahlverschulden des Partnerbetriebes in Betracht. Der Leitbetrieb 
selbst dürfte in der Regel keinen Einfluss auf die konkreten Einsatz-
felder seines Auszubildenden im Partnerbetrieb haben. Eine Haftung 
des Leitbetriebes direkt gegenüber dem Dritten scheidet daher in der 
Regel aus . 

. .. 
Haftung des Verbundes als solchem 

Eine Haftung des Ausbildungsverbundes als solchem kommt nur bei 
einem verselbständigten Verbund in Betracht, etwa einer Ausbil-
dungsgesellschaft mbH oder einem eingetragenen Verein. 

In diesem Fall ergeben sich gegenüber der gewöhnlichen Haftungssi-
tuation bei der Ausbildung keine Besonderheiten. Ausbildender ist der 
Verbund. Verschulden des Auszubildenden bei der Verursachung von 
Schäden, die durch den Auszubildenden bei der Erfüllung von ver-
traglichen Pflichten bei Vertragspartnern entstehen, wird ihm gemäß § 
278 BGB zugerechnet. 

Für sonstige Schäden, die durch den Auszubildenden bei der Verrich-
tung der ihm übertragenen Auf gaben verursacht werden, haftet er aus 
§ 831 BGB mit der Möglichkeit zur Exculpation. Gegenüber dem 
Auszubildenden ist der Verbund gemäß § 104 SGB VII haftungspri-
vilegiert. 

Ob und wie Schäden später intern umgelegt werden, sollte zwischen 
den Verbundpartnern vorab geklärt werden. 
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Betriebshaftpflichtversicherung 
Die Betriebshaftpflichtversicherung kann auch auf Auszubildende 
erstreckt werden, die in Verbundbetrieben ausgebildet werden, ihre 
Ausbildungsverträge aber mit einem anderen Betrieb (Leitbetrieb) 
oder einem Verein abgeschlossen haben. 

Dies ist sowohl durch eine Erweiterung des versicherten Personen-
kreises durch den ausbildenden Partnerbetrieb als auch ( ergänzend) 
durch eine Versicherung seitens des Leitbetriebes möglich. 

Allerdings erfasst die Betriebshaftpflichtversicherung grundsätzlich 
nur die gesetzliche Haftpflicht und schließt Schäden an Sachen, an 
oder mit denen gearbeitet wurde (Tätigkeitsschadenklausel), Schaden-
ersatzansprüche von Vertragspartnern des Betriebes wegen Nicht-
oder Schlechterfüllung und Haftpflichtansprüche anderer Betriebsan-
gehöriger gegen die Auszubildenden nicht mit ein. 

Vorsorglich ist zu empfehlen, mit dem Haftpflichtversicherer aus-
drücklich (möglichst schriftlich) klarzustellen, dass die Betriebshaft-
pflichtversicherung auch für Auszubildende gilt, die von anderen Be-
trieben bzw. einem Verbundverein o. a. zur Ausbildung in den Betrieb 
entsandt werden. Die Beiträge für eine Betriebshaftpflicht können wie 
Sach- oder Organisationskosten im Innenverhältnis zwischen den 
V erbundpartnem aufgeteilt werden. 
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1 nternationale Verbünde 
Die Fachkräfte von morgen müssen internationale Kenntnisse 
haben. Die Fähigkeit zur Kooperation, sprachliche und fachliche 
Kompetenzen, das Kennenlernen anderer Länder und Kulturen 
werden einen immer höheren Stellenwert einnehmen. Auch die 
Kenntnisse ausländischer Märkte werden für die Qualifikation 
immer wichtiger. Insofern werden auch ausländische Verbund-
partner für ausbildende Betriebe in Deutschland immer attrakti-
ver, selbst dann, wenn diese auch alleine ausbilden könnten und 
eigentlich keines Partners bedürften. Häufig steht die Vermitt-
lung zusätzlicher internationaler Kompetenzen im Mittelpunkt 
und nicht die Schaffung von Voraussetzungen, dass eine Aus-
bildung überhaupt erst durchgeführt werden kann. 
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Formale Hemmnisse der betrieblichen Auslandsaus-
bildung 
Das deutsche Berufsbildungsrecht enthält bislang noch keine ausrei-
chenden Regelungen, die diesem wachsenden Bedürfnis gerecht wer-
den. Seine Regelungen setzen grundsätzlich eine ausschließlich inlän-
dische Ausbildung voraus. 1 

Nach § 31 Satz 1 BBiG hat die zuständige Stelle für die anerkannten 
Ausbildungsberufe ein Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse 
einzurichten und zu führen, in das der wesentliche Inhalt des Be-
rufsausbildungsvertrages einzutragen ist. Die Eintragung ist gemäß § 
39 Absatz 1 Nr. 3 BBiG grundsätzlich Voraussetzung für die Zulas-
sung zur Abschlussprüfung. 

Wesentliche Eintragungsvoraussetzungen sind nach§ 32 Absatz 1 Nr. 
2 BBiG, dass die persönliche und fachliche Eignung sowie die Eig-
nung der Ausbildungsstätte vorliegen. Liegen diese Voraussetzungen 
nicht vor und wird der Mangel nach einer Aufforderung gemäß § 23 
Absatz 2 BBiG nicht behoben, ist die Eintragung abzulehnen oder, 
wenn die Voraussetzungen später entfallen, zu löschen. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass im Verbund grundsätzlich jede 
Ausbildungsstätte geeignet sein muss und in jedem Verbundbetrieb 
ein fachlich und persönlich geeigneter Ausbilder zur Verfügung ste-
hen muss. 2 Darüber hat die zuständige Stelle gemäß § 23 Absatz 1 
BBiG zu wachen. 

Problematisch ist dies bei Ausbildungsabschnitten im Ausland, da 
völkerrechtlich hoheitliche Tätigkeiten eines Staates auf dem Territo-
rium eines anderen Staates nur auf der Grundlage völkerrechtlicher 
Vereinbarungen zulässig sind und das BBiG sowie die Ausbildungs-

1 Eule, Auslandspraktika in der Berufsausbildung; Rechtliche 
Rahmenbedingungen von Praktika und Ausbildungsabschnitten im 
Ausland während einer Berufsausbildung nach Berufsbildungsgesetz, BB 
1992, 986. 

2 Herkert, Berufsbildungsgesetz, § 22, Rdnr. 22. 
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ordnungen im Ausland nicht gelten. Die zuständige Stelle kann sich 
bei der Erfüllung ihrer Überwachungspflichten bei im Ausland absol-
vierten Ausbildungsabschnitten nur auf schriftliche Belege oder Aus-
sagen von Auskunftspersonen stützen. Dabei dürften an den Nachweis 
der Gleichwertigkeit der Ausbildung im Ausland mit der im Inland 
nach BBiG durchgeführten Ausbildung um so strengere Anforderun-
gen zu stellen sein, je länger der Ausbildungsabschnitt im Ausland 
andauert. . .. 
Vor dem Hintergrund des Art. 39 (ex-Art. 48) des EG-Vertrages 
(Freizügigkeit für Arbeitnehmer) erscheint jedoch für die zuständige 
Stelle grundsätzlich eine weite Auslegung der Vorschriften des BBiG 
geboten. In der Praxis kann dies bedeuten, dass bei kürzeren Ausbil-
dungsabschnitten ( etwa von bis zu drei Monaten) die nachgewiesene 
Steuerung der Ausbildung im Partnerbetrieb durch den Ausbilder im 
Stammbetrieb von der zuständigen Stelle als ausreichend erachtet 
wird. 

Daneben kommt in Betracht, für begrenzte Zeitabschnitte einer Aus-
bildung im Ausland Ausbildungspersonen zuzulassen, die einen dem 
deutschen Ausbildungsberuf vergleichbaren Beruf erlernt haben, und 
darauf abzustellen, ob der Partnerbetrieb im Ausland geeignet ist, die 
für den Ausbildungsabschnitt vorgesehenen Fertigkeiten und Kennt-
nisse zu vermitteln (nicht das volle Berufsbild). 

Der erforderliche Nachweis berufs- und arbeitspädagogischer Kennt-
nisse (§ 1 der aufgrund von § 21 BBiG erlassenen Ausbildereignungs-
verordnung - AEVO) kann bei Ausbildern ausländischer Betriebe 
wegen fehlender Geltung des Berufsbildungsgesetzes nicht vorausge-
setzt werden. Soweit die Ausbildung für bestimmte Fertigkeiten und 
Kenntnisse nicht ausschließlich im Ausland erfolgt und die im Inland 
unter Geltung des Berufsbildungsgesetzes überwiegt, ist die Eignung 
des ausländischen Partnerbetriebes zur Vermittlung der vorgesehenen 
Fertigkeiten und Kenntnisse zur Erfüllung der Voraussetzungen aus-
reichend. Hier ist zu berücksichtigen, dass § 22 Abs. 2 BBiG und § 23 
Abs. 2 HwO auch andere Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der 
Ausbildungsstätte zulassen, auch wenn sie nicht unter das Berufsbil-
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dungsgesetz fallen, solange solche Maßnahmen außerhalb der Ver-
antwortung des Ausbildenden und seiner Ausbilder nicht überwiegen 
(z;B. Kurse in Buchführung oder Datenverarbeitung). 

Auslandsaufenthalt und Berufsschule 
Auf Schwierigkeiten stößt ein Ausbildungsabschnitt im Ausland wäh-
rend eines Berufsausbildungsverhältnisses nach Berufsbildungsgesetz 
im Hinblick auf die Berufsschulpflicht. In allen Bundesländern besteht 
für Auszubildende, die ein Berufsausbildungsverhältnis eingehen, 
Berufsschulpflicht(§ 14 Absatz 1 Schulgesetz Berlin). Da der Wohn-
sitz im Inland. während eines zeitlich begrenzten Ausbildungsab-
schnittes im Ausland bestehen bleibt, gilt trotz Territorialprinzip des 
Schulrechts die Berufsschulpflicht für die betroffenen Auszubilden-
den. 

In besonderen Fällen kann je nach Landesrecht von der Berufsschul-
pflicht befreit werden oder sie entfällt auf Antrag, z.B. bei vorherigem 
Besuch eines einschlägigen beruflichen Gymnasiums oder einer Be-
rufsfachschule (§ .14 Absatz 4 Nr. 3 SchulG Berlin), bei einer zuvor 
erfolgreich abgeschlossenen Berufsausbildung (§ 14 Absatz 4 Nr. 2 
SchulG Berlin) oder bei Beginn der Berufsausbildung nach Vollen-
dung des 21. Lebensjahres (§ 14 Absatz 4 Nr. 1 SchulG Berlin). Die 
allgemeinen Auffangvorschriften zur Befreiung von der Berufsschul-
pflicht sind regelmäßig an unbestimmte Rechtsbegriffe wie die "Ver-
meidung von Härten" geknüpft(§ 14 Absatz 4 Satz 2 SchulG Berlin), 
daneben gibt es in der Regel die Möglichkeit einer zeitlich begrenzten 
Beurlaubung. In Betracht kommen allerdings regelmäßig nur Beurlau-
bungen von wenigen Wochen (zwei bis vier Wochen je Schuljahr, 
etwa. sechs Wochen während der Gesamtausbildungszeit). Bei der 
Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde können im Rahmen der Er-
messensausübung der Beruf, der Leistungsstand, der Lernfortschritt 
und das soziale Verhalten berücksichtigt werden3 

3 zu den Einzelheiten siehe Eule, BB 1992, S. 986, siehe Fn oben 
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Es empfiehlt sich, frühzeitig mit der zuständigen Schulaufsichtsbe-
hörde Kontakt aufzunehmen, um die Möglichkeiten einer Befreiung 
von der Berufsschulpflicht, einer Beurlaubung oder auch der Einfüh-
rung von Blockunterricht zur Erleichterung von Ausbildungsab-
schnitten im Ausland zu klären. 

Sozialve.rsicheru ngsrecht .. 
Sozialversicherungsrechtliche Probleme sind bei Ausbildungsstatio-
nen im Ausland nicht zu erwarten. Nach§ 4 Absatz 1 SGB IV gelten 
die Vorschriften über die Versicherungspflicht und die Versiche-
rungsberechtigung, soweit sie eine Beschäftigung voraussetzen, auch 
für Personen, die im Rahmen eines im Geltungsbereich des SGB IV 
bestehenden Beschäftigungsverhältnisses in ein Gebiet außerhalb die-
ses Geltungsbereichs entsandt werden, wenn die Entsendung infolge 
der Eigenart der Beschäftigung oder vertraglich im voraus zeitlich 
begrenzt ist. 

Insbesondere genießt der Auszubildende auch im Ausland Kranken-
versicherungsschutz. Nach§ 17 Absatz 1 SGB V erhalten Mitglieder, 
die im Ausland beschäftigt sind und während dieser Beschäftigung 
erkranken, die ihnen gesetzlich zustehenden Leistungen von ihrem 
Arbeitgeber, dem Ausbildenden. Dieser kann sich dann gemäß § 17 
Absatz 2 SGB V von der Krankenkasse die entstandenen Kosten bis 
zu der Höhe erstatten lassen, in der sie ihr im Inland entstanden wären. 

Europass 
Zur Förderung der Ausbildung im Ausland wurde gemäß der Ent-
scheidung 1999/51/EG des Rates der Europäischen Union vom 
21.12.1998 zur Förderung von alternierenden europäischen Berufsbil-
dungsabschnitten einschließlich der Lehrlingsausbildung das gemein-
schaftsweit zu verwendende Informationsdokument „Europass-Be-
rufsbildung" erstellt. 
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Hierdurch sollen Rahmenbedingungen für europäische Ausbildungs-
kooperationen geschaffen und Verbünde zwischen Betrieben ver-
schiedener Mitgliedsstaaten gefördert werden. 

Nach Art. 3 der genannten Entscheidung sollen die europäischen Be-
rufsbildungsabschnitte Bestandteil der Berufsbildung im Herkunfts-
mitgliedstaat nach den dort geltenden Rechtsvorschriften, Verfahren 
oder Praktiken sein. Die für die Organisation der Ausbildung verant-
wortliche Einrichtung im Herkunftsmitgliedstaat und der Ausbil-
dungspartner im Aufnahmemitgliedstaat vereinbaren im Rahmen der 
Partnerschaft Inhalt, Ziele, Dauer und Modalitäten des europäischen 
Berufsbildungsabschnitts. 

Demnach fallen grundsätzlich alle nach dem Berufsbildungsgesetz 
und der Handwerksordnung geordneten Ausbildungsgänge in den 
Geltungsbereich des Europass. Das bedeutet, soweit der Auslandsauf-
enthalt über den nach der Ausbildungsordnung erforderlichen fachli-
chen Bezug zur betreffenden Ausbildung verfügt, soll er nicht zu einer 
Verlängerung der Ausbildungszeit führen. Dabei muss der Auslands-
aufenthalt nicht ausdrücklich in der jeweiligen Ausbildungsordnung 
vorgesehen sein. Vielmehr kommt es auf die fachlichen Inhalte der 
Ausbildung an. 

Entsendende und aufnehmende Ausbildungsbetriebe vereinbaren In-
halte, Ziele, Zeitraum und Modalitäten des Auslandsaufenthaltes. Eine 
Beteiligung der zuständigen Stellen in Deutschland (etwa der Hand-
werkskammern) ist in dem Dokument nicht vorgesehen. Die Einhal-
tung der Vorschriften des Berufsbildungsgesetzes und der Hand-
werksordnung insbesondere bei der Eintragung der entsprechenden 
Ausbildungsabschnitte bleibt jedoch unberührt. 

Der Europass wird von der entsendenden Einrichtung im Herkunfts-
land ausgestellt und unterschrieben. Die Partnereinrichtung im Auf-
enthaltsland ergänzt ihn um die Inhalte, den Ablauf und die Ergeb-
nisse des Auslandsaufenthaltes und unterschreibt ihn ebenfalls. Ab-
schließend wird der Europass durch den Teilnehmer selbst unterzeich-
net. 
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Der europäische Berufsbildungsabschnitt wird von einem Ausbilder 
begleitet und überwacht. Name und Funktion des Ausbilders werden 
in den Europass eingetragen. Dabei ist die Definition des Ausbilders 
im Europass offener als die der deutschen Ausbilderregelungen. Aus-
bilder ist demnach jede Person bei einem privaten oder öffentlichen 
Arbeitgeber oder einer Ausbildungseinrichtung bzw. einem Ausbil-
dungszentru.m des Aufnahmemitgliedstaats, deren Aufgabe es ist, eine 
Person in dt'!r Berufsbildung für die Dauer ihres europäischen Berufs-
bildungsabschnitts zu unterstützen, zu informieren, zu beraten und zu 
betreuen. 

Gerade hierbei wird deutlich, dass die europäischen Regelungen nicht 
in jeder Hinsicht mit den nationalen Anforderungen an die Durchfüh-
rung einer betrieblichen Berufsausbildung übereinstimmen. Im Hin-
blick auf die Ziele der europäischen Verträge zur Erleichterung des 
Wechsels von Beschäftigten innerhalb der europäischen Union sollten 
die jeweiligen Vorschriften, die auf eine Berufsausbildung aus-
schließlich innerhalb Deutschlands zugeschnitten sind, großzügig 
ausgelegt werden und bei Bedarf auch dem Bedarf grenzüberschrei-
tender Ausbildung angepasst werden. 
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Internationale Verbünde 
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